Vermerk Behdrdenbeteiligung "Le 4"

Aktz.: 6126 -Ler4 / 612002-A53

Anderung Nr. 53 des Flichennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bébauungs-
planes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Bebauungsplan "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

I. Vermerk

iiber die Beteiligung der Behorden gemil3 § 4 Abs. 2 BauGB, die Beteiligung des Orts-
beirates gemil3 § 75 GemO sowie die landesplanertische Stellungnahme der Obeten

Landesplanungsbehdrde
A) Formalien
Dauer des Anhorverfahrens: 27.10.2022 - 30.11.2022
Anzahl der beteiligten TOB: 45 Anzahl der Antworten von TOB: 23

Koordinierungstermin mit TOB: /

Folgende Triger o6ffentlicher Belange teilen mit, dass ihre Belange nicht berthrt sind bzw.
keine Stellungnahme erforderlich ist:

12-Amt fur Stadtforschung und nachhaltige Stadtentwicklung

Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr, Referat Infra I 3

Generaldirektion Kulturelles Etbe, Direktion Landesarchiologie, Abteilung
Erdgeschichte

Handelsverband Studwest e.V.

Landesbetrieb Mobilitat Worms

Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz

Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe

SGD Siid Obere Landeplanungsbehorde, Abteilung 4 —~Raumordnung, Natur-
schutz, Bauwesen -

SGD Sud Regionalstelle Gewerbeaufsicht
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Vermerk Behdrdenbeteiligung "Le 4"

B)- Anregungen aus dem Anhé6rverfahren

1. 10-Hauptamt, Frauenbiiro
- E-Mail vom 27.10.2022 -

e  Parkplatze fir Frauen, Mutter-Kind-Parkplitze sowie fiir mobilititseinge-
schrinkte Menschen seien winschenswert. Stellflichen fiir Mobilitatseinge-
schrinkte sollten so angeordnet sein, dass Nutzer:innen selbststandig auf kiir-
zestem Weg die Ladenzeile erreichen kénnen.

e Die Gestaltung der Durchgangs- und Verbindungswege sollte offen, gut ein-
sehbar und barrierefrei gestaltet werden und insbesondere Mobilititsanspriiche
von Kindern wie auch ilteren und kérperlich beeintrichtigten Menschen be-
rucksichtigen.

e Die vorgesehene Begriinung sei so anzulegen, dass die Sichtbeziehungen ge-
wahtleistet bleiben. Dies gelte generell fiir alle vorgesehenen Begriinungsmal3-
nahmen. Bei den grinplanerischen Festsetzungen sei Vegetation zu bevorzu-
gen, die Transparenz gewihrleistet. Die Bepflanzung entlang der Zugangswege
sei dem Sicherheitsbediirfnis anzupassen.

e  Bei det Ansiedlung des neuen Einzelhandels, der auch kleine Unternehmen
und Start-Ups beinhaltet, sei eine parititische Auswahl von Unternchmer:innen
bzw. Firmengriinder:innen wiinschenswert.

e  Bei den Tiefgaragen sei darauf zu achten, dass deren Zuwegung tibersichtlich
und barrierefrei gestaltet wird und in der baulichen Umsetzung unubersichtli-
chere Bereiche und somit Angstriume vermieden werden.

e  Auf ausreichende Beleuchtung der Verbindungswege, der Parkplitze und Tief-
garagen sei zu achten.

Abwigungsergebnis

Die Ausgestaltung der Parkplitze, der Wege, der Tiefgarage und der Beleuchtung sowie die Aus-
wahl von Unternehmer:innen bzw. Firmengriinder:innen sind keine Regelungsinbalte des Bauleit-
plans. Eine Einflussnabme durch die Bauleitplanung ist nicht maglich.

Die bestehenden und geplanten Wege entsprechen hinsichtlich deren Dimensionierung verkehrspla-
nerischen Regelwerken. Eine sichere und barrierefreie Ausfiibrung der iffentlichen Wege ist dariiber
hinaus grundsitzlich immer plarerisches Ziel.

Hinsichtlich der Auswabl der Pflanzen fiir Begriinungsmafinabmen wird aktuell ein Umweltbericht
erstellt. Hierbei wird die Auswabl an Pflanzen vordergriindig fiir die mit der jeweiligen Festsetzung
des Bebauungsplanentwurfes verfolgte stidtebauliche Zielsetzung getroffen. Hierbei kann der
Wunsch nach einer transparenten Eingriinung den jeweiligen Zielsetzungen Juwiderlaufen. Die An-
regung werden an das ustindige Fachamt weitergeleitet. Die erforderlichen griinplanerischen Fest-
setzungen werden im weiteren V erfabren mit dem Griin- und Unnweltamt abgestimm!.

Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.

Q:\AMT6 1\Textverarbeitung\Pc3\SG2\Lener\3-089.Il.docx  Stand: 13.06.2023 2von 20



Vermerk Behdrdenbeteiligung “Le 4"

2. 37-Feuerwehr
- Schreiben vom 22.11.2022 -

e  Fiir jede Nutzungseinheit seien ausreichende Rettungswege sicherzustellen.
Hierbei sei § 7 LBauO sowie das Merkblatt "Flachen fiir die Feuerwehr im
Stadtgebiet Mainz" zu beachten. Alternativ seien bauliche Rettungswege vor-
zuhalten. Dies gelte sowohl bei Rettungswegen auf privaten, wie auf 6ffentli-
chen Flachen.

e Die Hausnummernvergabe solle eindeutig und in logischer Reihenfolge erfol-
gen.

e  Zur Sicherung der Loschwasserversorgung sei eine Wassermenge von 1600
1/min tiber einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden in einer Entfernung von
160 m zu jedem Gebiude nachzuweisen. ' '

Abwiigungsergebnis

Der Nachweis von Fléchen fiir die Feuerwebr ur Bereitstellung des 2. Rettungsweges ist im Rabmen
des Baugenehmigungsverfabrens von Seiten der V orbabentréger:innen nachguweisen. Grundsdtlich
gilt, dass der 2. Rettungsweg bauseits 3u gewihrleisten ist. Ein Nachweis im Rabmen des Bauleit-
planverfabrens ist daber nicht erforderlich. Aus den 0. g. Anforderungen ergeben sich keine Festset-
sungen fiir den Bebanungsplanentwury.

Den Anregungen kann in 0. g. Umfang gefolgt werden.

3. Dezernat IV - Soziales, Kinder, Jugend, Schule und Gesundheit
- Schreiben vom 05.12.2022 -

e  Spielflichen:
In der Ladenzeile wurden vor funf Jahren auf Wunsch des Ortsbeirates zwei
Spielgerite installiert. Diese sollen auch nach der Umgestaltung weiterhin vor-
handen sein. Dies sollte in der Begriindung zum Bebauungsplan noch erginzt
werden.

e  Soziale Wohnraumforderung:
Der Bebauungsplan diene vorrangig der Attraktivierung und Aufwertung der
bestehenden Einkaufspassage. Die Schaffung von Wohnraum sei von unterge-
ordneter Bedeutung. Als Angebotsplanung konne der Bebauungsplan nur mit
dem Rechtsinstrument des § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB die Forderfahigkeit von
Wohnbebauung im Plangebiet regeln. Festgesetzt werden solle hierbei eine
Quote von 33 %. Ab einer Bebauung von mehr als 10 Wohneinheiten/Grund-
stiick sei mithin ein Anteil von 33 % der neu entstehenden Wohneinheiten so
zu errichten, dass sie mit Mitteln der sozialen Wohnraumférderung gefordert
werden konnten. '
Nach Kenntnis der Wohnraumférderung sei im Plangebiet durch einen Vorha- -
bentrager auch ein groferes Wohnungsvorhaben (rd. 100 Wohneinheiten) be-
absichtigt. Hier solle gepriift werden, ob mit diesem Vorhabentriger ein ergin-
zender stidtebaulicher Vertrag zur Realisierung der sozialen Wohnraumférde-
rung abgeschlossen werden konne. Die Moglichkeit zum Abschluss eines ent-
sprechenden Vertrages sei im Vorfeld noch rechtlich zu kliren.

e  Belange alterer Menschen:
Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels seien bei den Planungen
grundsitzlich auch die Belange alterer Menschen zu berticksichtigen. Dazu
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Vermerk Behdrdenbeteiligung "Le 4"

zahlen die barrierefreie Wegefiihrung sowie Zugangsmoglichkeiten. Fur die
spitere Platzgestaltung seien dariiber hinaus auch seniorengerechte Sitzmobel
einzuplanen.

e  Barrierefreiheit:
Bei der Gestaltung des offentlichen Raums und hier insbesondere bei der Zu-
ginglichkeit der neu geplanten Geschifte sei die Umsetzung der Barrierefrei-
heit gemil3 DIN 18040-3 (Offentlicher Verkehrs- und Freiraum) zu beachten.

Abwigungsergebnis

Die vorhandenen Spielgerite werden durch die Festsetzungen des Bebanungsplanes "Le 4" nicht
beriibrt. Eine Aufnabme der Thematik in die Begriindung des Bebaunngsplanes wird entsprechend
nicht als erforderlich erachtet. i '

Da es sich um einen Angebotsbebauungsplan mit Jablreichen Eigentiimer:innen in einem bereils
bebauten Gebiet handelt, kommt ein stadtebaulicher Vertrag nicht sum Tragen. Eine 1V ereinba-
rung zur Thematik "Soziale Wohnraumforderung” kann wischen dem V orhabentréiger und der
Sozialverwaltung jedoch unabhingig des Bauleitplanverfabrens erfolgen. Eine textliche Festsetzung
sum geforderten Wobnungsban wurde in den Bebauungsplan aufgenonmen.

Barrierefreiheit sowie die Gestaltung des Brunnenplatzes stellen keine Regelungsinbalte des "Le 4"
dar. Aus den Anregungen ergibt sich kein Regelungsbedarf im Rabmen des Bauleitplanverfahrens.

- Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.

4. 60-Bauamt, Abteilung Vermessung und Geoinformation sowie Stelle fiir Part-
nerschafiliche Baulandbereitstellung (Komponente Infrastrukturbeitrag)
- Schreiben vom 14.11.2022 -

e Aufgrund der Kernabsicht des Bebauungsplanes — der Aufwertung des Ein-
kaufszentrums — und den damit einhergehenden unterschiedlichen Nutzungen
sowie der differenzierten Eigentiimer:innenstruktur komme die Komponente
"Infrastrukturbeitrag" der Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung absehbar
nicht zum Tragen.

e Zur Komponente "Wohnraumférderung" ergehe eine eigenstandige Stellung-
nahme des Fachamtes.

e  Fiir den Fachbereich Geoinformation und Vermessung sei soweit nichts anzu-
merken.

Abwigungsergebnis

Die Himpeise werden zur Kenntnis genommen. Es ergeben sich keine Regelungsinhalte fiir den
Bebauungsplan.

Den Anregungen kann gefolgt werden.
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5. 61-Stadiplanungsamt, Abteilung Strallenbetrieb
- Schreiben vom 21.11.2022 -

e Das Teilstiick aus Flur 15, Flurstiick 137/8 sei keine Verkehrsfliche, sondern
ein Bestandteil der StraBBenbahntrasse (siehe Pline Anhang). Dies miisse gein-
dert werden.

e Die an die Baufelder angrenzenden bestehenden 6ffentlichen Treppenanlagen
seien vor Schiden bei Bauarbeiten jeglicher Art zu schiitzen. Der Abteilung
61.3.2 des Stadtplanungsamtes sei vor Beginn von Bauarbeiten neben einer 6f-
fentlichen Treppenanlage eine fotografische Beweissicherung vorzulegen.

e Es wird darauf hingewiesen, dass fiir die Nutzung der privaten Unterfithrung
als offentliche Verkehrsfliche bei Haus Nt. 9, Teilbereich Gemarkung Bretzen-
heim, Flur 15, Nr. 143/21 (MVB) dem StraBenbetrieb ein Gestattungsvertrag
vorliege.

e s wird darauf hingewiesen, dass im B-Plan-Entwurf "Le 4" vom 25.10.2022
die Verkehrsflaichen im zeichnerischen Teil nicht in 6ffentliche und private Ver- -
kehrsflichen unterteilt seien (siche Anlagen). In der Vergangenheit sei dies bei
Verkehrsflichen immer berucksichtigt worden. Dies sollte nach Einschitzung
des StraBenbetriebs auch weiterhin so gehandhabt werden, da es zum besseren
Verstandnis beitragen wiirde.

Abwigungsergebnis

Die Art der Nutzung des Teilstiickes aus Flur 15, Flurstiick 137/ 8 wird entsprechend innerbalb
des "Le 4" als "OPNV -Trasse" dargestellt.

Der Himweis, dass die an die Baufelder angrensenden bestebenden offentlichen Treppenantagen vor
Schéiden bei Banarbeiten jeglicher Art 3u schiitzen seien, wird an den V orhabentriger des Baufeldes
"MK 1" weitergeleitet. Die angrenzende dffentliche Wegeverbindung innerbalb des nirdlichen Gel-
tungsbereiches wird im Nachgang an die geplante Gebdudeerrichtung durch den Vorhabentriger
wiederhergestellt. Hierzu wird eine Regelung im Rabmen des Grundstiickskanfvertrages getroffen.
Dies stellt kein Regelungsinhalt des Bauleziplanverfabrens dar.

Der Himwveis, dass fiir die Nutzung der privaten Unterfiibrung als dffentliche Verkebrsfliche bei
Haus Nr. 9, Teilbereich Gemarkung Bretzenbeim, Flur 15, Nr. 143/21 (MV'B) dem Strafien-
betrieb ein Gestattungsvertrag vorliege, wird ur Kenntnis genommen. Hieraus ergeben sich keine
Auswirkungen auf das Banleitplanverfabren. Zukiinftig ist an dieser Stelle ein Flichenerwerb durch
die Stadt Mainz geplant, um in diesen Bereich eine offene Durchwegung als dffentliche Verkebrs-
Sliiche herzustellen. Ein Gestattungsvertrag ist dann nicht mebr erforderlich.

Bei den Verkebrsfliichen wird innerbalb des "1 e 4" aufgrund der Komplexitit der Eigentiimer:in-
nenstruktur im Bereich der Stellplitze nicht swischen dffentlichen und privaten Flichen unterschie-
den. In diesen Bereichen kann es ukiinfiig im Zuge der Umgestaltung der Straflenriume u Ver-
dnderungen kommen. Eine Unterscheidung innerbalb der V erkebrsflichen wird daber nicht als
zielfiibrend erachtet. Unabhdngig von den Eigentumsverhiltnissen bleibt die Funfktion der Flichen
gewabrt.

Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.
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6. 67-Griin- und Umweltamt
- Schreiben vomr 30.11.2022 -

e Immissionsschutz, Schallschutz
Ein Schallschutzgutachten zu den Fragestellungen der Verkehrslirmeinwirkun-
gen werde derzeit erstellt. Erforderliche Regelungen werden im weiteren Be-
bauungsplanverfahren eingebracht.

Abwigungsergebnis

Das Schallschutzgutachten ist swischenzeitlich abgeschlossen, gepriift und fiir das weitere Bauleit-
planverfabren freigegeben.

e Naturschutz und Artenschutz, Landschaftsbild
Die Belange des Umweltschutzes seien in einem Umweltbericht zu ermitteln
und zu bewerten. Dieser werde derzeit erarbeitet und fortgeschrieben und
werde sodann fir das weitere Verfahren freigegeben.

Ein erster Entwurf des Artenschutzgutachtens und der Baumerfassung sei vor-
gelegt worden. Es seien Anderungen und Erginzungen erforderlich, die derzeit
mit dem beauftragten Buro abgestimmt werden. Anhand der Ergebnisse sei zu
priifen, wie vorhandene und prigende Einzelbdume sowie vorhandene zusam-
menhingende Geholzbestinde erhalten und durch Festsetzungen gesichert
werden konnen. In diesem Verfahrensstadium konne daher aus naturschutz-
fachlicher Sicht keine abschlieBende Stellungnahme zum Bebauungsplanent-
wurf abgegeben werden.

Ergianzungsvorschlige fir die textlichen Festsetzungen, u. a. fir den Erhalt und
das Anpflanzen von Biaumen, zum Umfang der Begriinung der Freiflichen und
baulichen Anlagen, zur Eingriinung der Kerngebiete und zu Festsetzungen und
Hinweisen zum Artenschutz kann vonseiten des Amtes 67 erst nach Fertigstel-
lung der Gutachten vorlegt werden. Es wird im weiteren Verfahren um Abstim-
mung und gemeinsame Weiterentwicklung der Festsetzungen und des Bebau-
ungsplanentwurfes gebeten.

Bereits jetzt erkennbar werden folgende Anregungen vorgebracht und 1m wei-
teren Verfahren um Abstimmung gebeten: '

Die festgesetzten baulichen Ausnutzungen im Kerngebiet "MK1" (GRZ mit
Unterbauung 1,0) in Verbindung mit dem festgesetzten Geh- und Fahrrecht
fithre zum Verlust des vorhandenen Baum- und Vegetationsbestandes der vor-
handenen 6ffentlichen Grinflichen und auf dem privaten Baugrundstiick (vo-
raussichtlich ca. 38 Baume). Ein GroBteil der Baume (ca. 24 Biume) sei gemil3
der Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestandes geschiitzt. Auch der Er-
halt des in der Planzeichnung festgesetzten Baumes im "MK1" sei mit den Fest-
setzungen zur Ausnutzung des Grundstiickes (Baulinie, Tiefgarage und Stell-
platze) nicht sicher gewihtleistet. Dies gelte auch fiir die im Grenzbereich vor-
handenen Baume zwischen "MK1" und den Verkehrsflachen mit besonderer
Zweckbestimmung.

Aufgrund der Ubetlagcnmg mit Geh- und Fahrrechten und da die Errichtung
oberirdischer Stellplitze und deten Zufahrten nicht ausgeschlossen ist, sei eine
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Begrinung der nicht mit Gebauden tberstellten Grundstiicksflachen nicht ge-
wihrleistet. Eine wirksame Eingrinung mit Geholzen im Norden (siehe Be-
griindung zum Bebauungsplan Nr. 5.2.1) scheine auch bei einer ggf. zuriickge-
setzten Erdgeschosszone nicht méglich. Es verbleibe damit ggf. nur ein "Rest-
grin" entlang der westlichen Grundstiicksgrenze, dessen Umfang ca. 5 % des
Baugrundstiickes (ca. 115 gm) entspreche. Die Pflanzung von Biaumen u. a. als
Kompensation und gemil den Vorgaben der Griinsatzung sei auf dem ca.
2,50 m breiten Grundstiicksstreifen zwischen Weg und Baugrenze unter Be-
riicksichtigung des Baumwachstums (arttypische Kronenausbildung), der an-
grenzenden Bestandssituation (bereits vorhandene Baume, Verschattung) und
des Nachbarrechtes aus fachlicher Sicht nicht méglich.

Im Vergleich zum Bestand und des rechtskriaftigen Bebauungsplanes "Laden-
zentrum Lerchenberg-Erginzung (B91)" (GRZ 0,4 zzgl. Stellplitze) wiirden die
Festsetzungen im "MK1" zu einer Zunahme der Versiegelung und folglich zu
Auswirkungen fiir die Schutzgiiter Boden und Wasser und als Lebensgrundlage
auch fur Tiere und Pflanzen fithren. Auch vor dem Hintergrund der Sicherung
der Freiraumqualitat und der klimadkologischen Anforderungen (z.B. Klima-
wandel und Anpassung an den Klimawandel) bestiinden Bedenken zum Mal3
der Nutzung. Im weiteren Verfahren wird um Abstimmung zur Sicherstellung
eines angemessenen Begrunungsanteils und Begrunungsqualitat im "MK1", z.B.
durch Ausschluss von oberirdischen Stellplitzen und Zufahrten, Riicknahme
der Baulinien und Baugrenzen und Festsetzungen zur Begrunung der Freifla-
chen und dem Anpflanzen von Biumen gebeten.

Es wird angeregt, die Begrunung von Stellplitzen (je angefangene vier Stell-
plitze sind mit einem Baum zu iiberstellen) als erginzende Festsetzung aufzu-
nehmen. Die zuldssigen Nutzungen im Geltungsbereich seien 1. d. R. mit einem
hohen Stellplatzbedatf verbunden. Die Unterbringung von Stellplatzen in Tief-
garagen sei nicht zwingend vorgesehen und daher die Errichtung oberirdischer
groBflichiger (und nicht iberdachter) Stellplatzanlagen méglich. Vor dem Hin-
tergrund der temperaturbedingten Folgen des Klimawandels und den neusten
Erkenntnissen aus dem Projekt KLIMPRAX (Klimaanpassung in der Praxis)
sei dem Klimawandel und den zunehmenden Hitzebelastungen mit entspre-
chenden Anpassungsmalnahmen zu begegnen. Dazu konne die Begriinung
von Stellplitzen beitragen.

Abwigungsergebnis

Erste Gespriche zwischen dem Amt 67 und der Abtetlung 61.2 3u den Ergebnissen und der
Weiterentwicklung der Festsetzungen des "Le 4" haben swischenzeitlich statigefunden. W eiterfiih-
rende Abstimmungen werden im weiteren Verfahren stattfinden. Ergdnzungsvorschlige fiir die
texctlichen Festsetzungen kionnen nach Abschluss der Gutachten abgestimmt werden.

Das Eintkanfszentrum bietet aktuell kaum Erweiterungsmiglichkeiten fiir die bestehenden Betriebe
und ist in seiner Struktur auforund eines feblenden grofiflichigen I ebensmittelmarktes nicht mebr
zeitgemdff und attraktiv. Die festgesette hobe Grundstiicksansnutzung des "MK 1", die fiir die
Unmsetzung der Ergebnisse der Planungswerkestatt und damit fiir die Realisierung eines V ollversor-
gers erforderlich ist, bedingt in einigen Bereichen den V erlust von Griinstrukturen. Es wird in diesem
Bereich eine maglichst effiziente Ausnutzung von Flichen angestrebt, die demn Grundsats, des spar-
samen Umgangs mit Grund und Boden entspricht.

Weitere Flichen werden fiir das im Bereich des "MK 1" festgesetzte Geb- und Fabrrecht bendtigt.
Dieses ergebt sugunsten der Stadt Maing zur Nutzung durch die Offentlichkeit und dient der
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Stiirkung der wichtigen Verbindung zowischen der westlich an den Geltungsbereich angrenzenden
Schule bzw. dem Fuftweg von Lerchenberg-Nord und dem Brunnenplatz und der Ladenpassage.
Um diese Eingriffe so minimal wie maglich zu halten, wurden im weiteren Verfahren angrensend
an das "MK 1" in Abstimmung mit dem Amt 67 weitere Baumfestsetzungen getroffen.

Die genannten Anregungen sum Themenbereich "Naturschutz und Artenschut3, Landschafisbild”
wurden wischenseitlich wischen dem Amt 67 und der Abteilung 61.2 erortert. Weiterfiihrende
Abstimmungen werden hierzn aktuell gefiibrt.

e Altlasten, Bodenschutz
Bodenschutz:
Der Geltungsbereich sei geprigt von einer nahezu kompletten Uberbauung mit
Gebiuden und Verkehrsflichen. Insbesondere im festgesetzten Kerngebiet
"MK 1" im Westen fihre die geplante Erthohung der GRZ von 0,4 auf 0,85 zu
einer erheblichen Inanspruchnahme des Schutzguts Boden. Durch die geplante
Versiegelung gingen die natiitlichen Funktionen des Bodens vollstindig verlo-
ren. Auffillig sei insbesondere die ungtinstige Anordnung der Baulinie sowie
des Geh- und Fahrrechts im Norden und Osten von "MK 1". Die Planung
ziehe dadurch zwangslaufig einen befestigten Gehweg bzw. eine Zufahrt nach
sich.
Das LLBodSchG fordere einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem
Boden, u. a. durch die Begrenzung der Flichenmanspruchnahme und Boden-
versiegelung auf das notwendige MaB (§ 2 LBodSch).
Eine Begrenzung auf das notwendige MaB sei bei der vorgelegten Planung nicht
ausreichend erkennbar. Aus bodenschutzrechtlicher Sicht kénne der Erhohung
der Flichenausnutzung mit einer GRZ von 0,85 durch Inanspruchnahme bis-
her unversiegelter Flichen nicht zugestimmt werden.

Altlasten:

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liege ein registrierter und bereits un-
tersuchter Altstandort sowie eine Verdachtsfliche, die im Verdachtsflichenka-
taster der Stadt Mainz erfasst sel.

Der Altstandort "ehem. Chemische Reinigung W. Krag" befinde sich in der
RegerstraBle 19 und sei im Bodeninformationssystem Rheinland-Pfalz (BIS-
BoKat) unter der Nt. 315 00 000-5197registriert. Der Altstandort sei bereits
untersucht und anschlieBend von der Struktur- und Genehmigungsdirektion
(SGD) Sud, im Hinblick auf die geplante Folgenutzung als Seniorenzent-rum,
als "nicht altlastverdichtig" eingestuft worden.

Die Verdachtsfliche "Druckerei Servisa Werbung GmbH" (Offset-Druckeres,
Reproduktionen) befinde sich in der Hindemithstrale 27 und war von 1974 bis
1976 an diesem Standort gemeldet und bis 1979 im Adressbuch vermerkt.
Auf dem Grundstiick HindemithstraBe 27 fand die verdichtige Nutzung (Dru-
ckerei) in geschlossenen Raumen oberhalb versiegelter Flichen (Bodenplatte)
statt. Das Gebaude sei nicht unterkellert und Teil eines in den 1960er Jahren
gebauten Ladenzentrums im Stadtteil Mainz-Lerchenberg.

Aufgrund des kurzen Betriebszeitraums und des kleingewerblichen Mafstabs
(106 m?) konne ein akuter Verdacht auf schidliche Bodenverinderungen bzw.
eine unmittelbare Gefihrdung auf Basis der Aktenrecherche nicht verifiziert
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werden. Aus Sicht der Unteren Bodenschutzbehorde bestehe daher kein Unter-
suchungsbedarf. Eine Erfassung im Bodeninformationssystem Rheinland-Pfalz
(BIS-BoKat) sei1 bisher nicht erfolgt.

Abwigungsergebnis

Die Hinweise zum Thema "Bodenschuty"" werden ur Kenntnis genommen. Die Frhibhung der
Flichenversiegelung im Bereich des "MK 1" entspricht den Ergebnissen der Planungswerkstatt
sur Umgestaltung des Einkanfszentrums, welche im Jabr 2015 durchgefiibrt wurde. Die festge-
setzte Flichenausnutzung ist fiir die dringende Notwendigkeit der Schaffung von Flichen fiir einen
Voollversorger, der eine groffe Bedeutung fiir Lerchenberg hat, unvermeidbar. Die effiziente Aus-
nutzung der Flichen entspricht dem Grundsatz, des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden.

Ebenfalls werden die Hinweise um Thema " Altlasten” zur Kenntnis genommen. Es ergibt sich
kein Regelungsbedarf innerbalb des Bauleiiplanverfabrens.

e Wasserwirtschaft, Niederschlagswasserversickerung
Das Plangebiet werde im Trennsystem entwiassert. Anfallendes Niederschlags-
wasser gelange in den sog. "Ententeich", wo es verdunstet bzw. versickert. Die
Festsetzung der Dachbegrinungspflicht und die Verwendung wasserdurchlas-
siger Belage werde dariber hinaus begrii3t.

Abwigungsergebnis

Der Hinweis zum Thema " Wasserwirtschaft, Niederschlagswasserversickerung” wird zur Kenntnis
genommen. Die Maglichkeit der Festsetzung der Dachbegriinungspflicht und die V' erwendung was-
serdurchldssiger Beliige wird im weiteren |V erfabren mit dem Amt 67 abgestimmt.

e Griinordnung, Freiraumplanung

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes gehe im Westen offentliche
Grunfliche mit Geholzbewuchs in einem Umfang von ca. 390 gm und stidti-
scher Baumbestand verloren, die sich in der Unterhaltung des Griin- und Um-
weltamtes befinden. Ein GroBteil der Baume sei nach der Rechtsverordnung
zum Schutz des Baumbestandes geschiitzt. Zusammen mit dem Gehélzbestand
auf den privaten Grundstiicken bilden diese Flichen die Griinverbindung zum
Stadtteilpark Lerchenberg und den begriinten Flichen des Schulgelindes. Thre
Bedeutung fir den Freiraum und die Stadtékologie ergebe sich auch aus der
Lage innerhalb eines stark versiegelten und verdichteten Stadtbereiches. Der
Verlust der Verkniipfung der Griinstrukturen des Brunnenplatzes mit den
nordwestlich angrenzenden Bereichen des Stadtteilparks und des Schulgelindes
durch Rodung und chrbauung der bestehenden offentlichen Griunflichen
werde weiterhin abgelehnt.

Sofern an einer Baulinie festgehalten wird, wird angeregt, vor der Schaffung von
Baurechten zu prifen, ob die Stadt Mainz, das Grundstuck veraulert, da sonst
die Bebauung des Grundstiickes gefihrdet sein konnte. Alternativ kénnte die
Darstellung einer Baugrenze zielfithrend sein.

Die Verwirklichung des Bebauungsplans im Hinblick auf die festgesetzte 6f-
fentliche Grinfliche ohne Zweckbestimmung im Bereich der privaten Gara-
genanlagen zwischen RegerstraBe und Einkaufszentrum sei nicht realistisch und
werde auf absehbare Zeit nicht umsetzbar sein. Auch durch den vorhandenen
Hohenversprung (> 4 m) werde eine Realisierung erschwert.
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Aus freiraumplanerischer Sicht werde die Bebauung mit emner Traufhohe von
iiber 25 m im Westen in unmittelbarem Anschluss an den bestehenden Brun-
nenplatz kritisch beurteilt. Die sich ergebende Hohe der aufgehenden Fassade
wirke in Relation zu den Dimensionen der Platzfliche zu massiv und habe er-
hebliche Auswirkungen auf Aufenthaltsqualitit und Attraktivitat des offentli-
chen Raumes. Der Verlust der Baumstandorte entlang des westlichen Platzran-
des sei durch Abriicken der Baulinie zu vermeiden.

Bei der durch das festgesetzte Geh- und Fahrrecht gesicherten FuBwegeverbin-
dung sei zu priifen, ob die Barrierefreiheit gewihtleistet werden kann.

Im Bereich der Hindemithstra3e seien die vorhandenen Baumstandorte durch
Festsetzung weiterer anzupflanzender Baume zu erganzen.

Abwigungsergebnis

Es wird sur Kenntnis genommen, dass der Verlust der Verkniipfung der Griinstrukturen des
Brunnenplatzes mit den nordwestlich angrenzenden Bereichen des Stadtteilparks und des Schul-
geliindes durch Rodung und Uberbauung der bestehenden dffentlichen Griinflichen durch das
Amt 67 weiterhin abgelebnt werde. Der Bebauungsplan setzt die Ziele der Planungswerkstatt und
den Auftrag des Stadtrates um. Zur Umsetzung der Ergebnisse der Planungswerkstalt ist eine
Uberplanung von bestehenden Griinflichen erforderlich. Diese werden entsprechend der Ergebnisse
der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ansgeglichen. Aktuell lanfen Verbandlungen savischen dem
80-Amt fiir Wirtschaft und Liegenschaften und dem V orbabentrdger beziiglich dem V erkeanf stid-
tischer Fldchen. Ein Verkanuf findet unter Beteiligung der betroffenen Fachamter statl.
Zwischenzeitlich wurde im Bereich der iffentlichen Griinfliche eine Zweckbestimmung ergant.

Durch die Bildung von Raumbkanten wird der Brunnenplaty, gefasst. Zukiinflig erbalt der Brun-
nemplatz durch die in "MK 1" festgesetzte Hebe einen urbanen Charakter. Im nérdlich an den
Brunnenplaty angrenzenden Bereich wurde das in einem fritheren Planungsstand vorhandene Bau-
[fenster eingekiirt und die bestehende Griinfliiche gesichert. Somit wird die Qualitit des Platzes
gesichert und einem Verlust an Aufenthaltsqualitit entgegengewirkst. Im weiteren Verfabren soll
durch entsprechende Pflanzfestsetzungen sichergestellt werden, dass Griinstrukturen am westlichen
Rand des Brunnenplatzes gesichert bw. wiederhergestellt werden.

Die Wegeplanung im Bereich des festgesetzten Geb- und Fabrrechies erfolgt unter der Beteiligung
der entsprechenden Fachabteilungen, sodass Barrierefreiheit gewdibrleistet wird.

Erste Abstimmungen wischen dem Amt 67 und der Abtetlung 61.2 zu Baumstandorten inner-
halb der Hindemithstrafle haben wischenzeitlich statigefunden.

Den Anregungen kann in 0. g. Unmfang gefolgt werden.

7. 80-Amu fiir Wirtschaft und Liegenschaften
- Schreiben vom 30.11.2022 -

e s wird angemerkt, dass derzeit die Eigentiimer der privaten Stellplitze ange-
schrieben werden, um Thnen die Pline fir die beabsichtigte Umgestaltung der
Parkplitze zu etliutern. Um die Umgestaltung vornehmen zu kénnen, sei un-
bedingt die Zustimmung aller Eigentiimer erforderlich.
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e  Weiterhin stehe das Amt 80 mit den Eigentiimern des "Hotels am Lerchen-
berg" in Kontakt. Derzeit seien noch einige offene Punkte zu kliren. Insbeson-
dere miissen die Vorgaben des 61-Stadtplanungsamtes von den Eigentiimern
akzeptiert werden. Zudem stehe immer noch die ablehnende Haltung des 67-
Griinamtes im Raum. Sollten alle Bedenken ausgerdumt sein, sei vorgesehen,
eine stadtische Flache von ca. 437 gm zu verauBern. Eine entsprechende Be-
schlussvorlage fiir die stadtischen Gremien werde vonseiten des Amtes 80 vor-
bereitet.

Abwigungsergebnis

Die Umgestaltung der Stellplitze ist Bestandteil der Umgestaltung der Hindemithstrafe. Dies ist
kein Bestandteil des Bauleitplanverfabrens. Fiir die Umplanung der Hindemithstraffe ist das S ach-
gebiet Verkebrsplanung (Stadtplanungsamt | Abtetlung Verkebrswesen) ustindig. Durch den
Bebauungsplan "Le 4" wird lediglich die planungsrechtliche Maglichkest geschaffen, die akituelle
Verkehrsfiibrung 3u dndern. Es erfolgt keine Aufteilung des Straflenraumes innerbalb des Beban-
ungsplanes.

Es wird sur Kenntnis genommen, dass das Amt mit den Eigentiimern des "Hotels amm Lerchenberg”
in Kontakt steht und noch offene Punkte u kliren sind. Hieraus ergeben sich keine Auswirkungen
auf die Inbalte des Bebanungsplanes und somit kein Regelungsbedarf.

Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.

8. Krafiwerke Mainz-Wiesbaden AG
- E-Mail vom 27.10.2022 -

e Die betreuten Gashochdruckleitungen der KMW Gastransport GmbH und der
Kraftwerke Mainz-Wiesbaden AG seien von der im Betreff genannten Bau-
maBnahme nicht betroffen. Die Planauskunft bezieht sich auf die o. g.
Gashochdruckleitungen und entbindet nicht davon, bei allen Trigern 6ffentli-
cher Belange im MaBnahmenbereich Planauskunft einzuholen.

e  Es wird darauf hingewiesen, dass Planauskiinfte zu Fernwirmeleitungen in
Mainz bei der vorliegenden Planauskunft nicht enthalten sind. Diese sind sepa-
rat bei der Mainzer Fernwarme GmbH einzuholen.

Abwigungsergebnis
Die Hinweise werden sur Kenntnis genommen. Die Mainzer Fernwarme GmibH wurde innerhalb
der Betetligung der Behirden gemafS § 4 Abs. 2 BauGB angeschrieben. Eine Stellungnabme wurde
nicht eingereicht. Es ergeben sich keine Regelungsinhalte fiir den Bebauungsplan.
Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.

9 Mainzer Netze GmbH
- E-Mail vomn 05.12.2022 -

e Es wird um Erginzung von Leitungsrechten im privaten Grundstick "MK 3"
gebeten. Im nordostlichen Randbereich verlaufen eine Wasseranschlussleitung
sowie ein 20 kV-Stromkabel sowie 2 x Steuerkabel. Die Versorgungsleitungen
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werden weiterhin benétigt und sollten ebenfalls mit einem Leitungsrecht gesi-
chert werden.

Abwigungsergebnis

Die genannten Versorgungsleitungen werden mit einem Leitungsrecht innerhalb des Bebauungspla-
nes "Le 4" gesichert.

Den Anregungen kann gefolgt werden.

10. Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH
- E-Mail vorn 30.11.2022 -

e Finanzielle Auswirkungen: Beim Bau der Straenbahn handle es sich um eine
durch Bund und Land geférderte MaBnahme (GVFG, LVFGKom). Der hier-
von im Wesentlichen betroffene Bereich umfasse den siidlichen Teil des Plan-
gebietes, beginnend mit dem Grinstreifen mittig der Hindemithstrale. Werden
mit 6ffentlichen Mitteln geforderte Bereiche innerhalb der bestehenden Min-
destvorhaltezeit umgebaut, seien die geflossenen Fordermittel an die Forder-
mittelgeber durch den Veranlasser anteilig Verkehrsplanung zuriickzuzahlen.

e Verkehrliche Auswirkungen/Anregungen: Die HindemithstraBBe werde durch
mehrere Buslinien von MVG und KRN befahren, die Haltestelle "Hindemith-
straBe" sei Endstelle fiir Buslinien der MVG und der KRN. Die "Verkehrsfla-
che besonderer Zweckbestimmung" schliee die Befahrung mit Bussen aus, der
Busverkehr sei iiber die sudliche Richtungsfahrbahn zu fithren, eine Bushalte-
stelle in Richtung Burgerhaus sei im Plangebiet vorzusehen (vgl NVP-
Vorgaben zum Einzugsradius). Aufgrund des Wendevorganges der Busse
(Endstelle) seien Wendemoglichkeiten an den 6stlichen und westlichen Enden
des Plangebietes (Hohe Brucknerstrae und Brahmsweg/Palestrinaweg) vorzu-
sehen. Um Aufstell- und Uberholméglichkeiten an der Endstelle Hindemith-
stralBe zu schaffen, wird angeregt, den Planumgriff auf Hohe des Spielplatzes
Brahmsweg zu erweitern und die ehemalige Busbucht in gerader Flucht bis zur
Einmiindung Brahmsweg zu verlingern um Pausenpositionen fiir den OPNV
zu schaffen. Zum Themenkomplex hitten bereits mehrere Gespriche mit dem
Stadtplanungsamt Verkehrsplanung stattgefunden.

e Fiir Teilbereiche des Geltungsbereiches "Le 4" bestehe ein giiltiger "Planfest-
stellungsbeschluss fiir den Neubau der StraBenbahn vom Hauptbahnhof
Mainz-West iiber Mainz-Bretzenheim, Mainz-Marienborn nach Mainz-Ler-
chenberg - Mainzelbahn" vom 30.08.2013. Der Bebauungsplan "Le 4" sei auf
Konformitit zum Planfeststellungsbeschluss mit den darin enthaltenen Aufla-
gen und Festlegungen zu priifen. So befinden sich beispielsweise bilanzierte
Ausgleichspflanzungen im Grinstreifen der HindemithstraB3e, ebenso wurden
auch Festlegungen zum Ausgleich von Parkplitzen getroffen.

e Die StraBenbahntrasse sei eine Anlage nach BOStrab, sie musse den Vorgaben

- des Regelwerkes und mit geltenden Anlagen und Richtlinien entsprechen. An-
lage und Betrieb seien durch die technische Aufsichtsbehorde (Regierungspri-
sidium Darmstadt in Organleihe des LBM Speyer) genehmigt, Anderungen
hiervon bedirften erneuter Zustimmung / Genehmigung durch die Behorde.
Die Anlage musse sich zu jeder Zeit in einem genehmigten Zustand befinden.
Die nach PBefG genehmigten Linien miissten zu jeder Zeit betricben werden
konnen. '
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Abwigungsergebnis

Die Himweise zu finanziellen Auswirkungen werden zur Kenntnis genommen. Fiin Regelungsbedarf
im Rabmen des Bauleitplanverfabrens ergibt sich hieraus nicht.

Ebenfalls werden die verkebrlichen Auswirkungen und Anregungen ur Kenntnis genommen.
Durch den Bebauungsplan "Le 4" wird lediglich die planungsrechtliche Maglichkeit geschaffen, die
aktuelle V erkehrsfiihrung zu cndern. Es erfolgt keine Aufteilung des Straflenraumes innerhalb des
Bebauungsplanes. Fiir die Umplanung der Hindemithsirafle ist das Sachgebiet Verkebrsplanung
(Stadtplanungsamt | Abteilung V erkebrswesen) ustandig. Diese Planung ist kein Bestandfer! des
Bauleitplanverfabrens. Die Thematik "Bushaltestelle” wird bei der Planung der Umgestaltung der
Hindemithstraffe intensiv betrachtet. Die Hinweise werden an die Abteilung 61.1 weitergeleitet.
Innerhalb des Banleitplanverfabrens ergibt sich hiergu kein Regelungsbedarf.

Ausgleichspflanzungen im Griinstreifen der HindemithstrafSe werden im Rabmen der Bilanzierung
innerhalb des Unmweltberichtes beriicksichtigt. Auf die Angabl von Parkplitzen hat das Bauleit-
planverfabren "Le 4" keine unmittelbaren Auswirkungen. Der Bebauungsplan schafft lediglich die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir sukiinftige Verdnderungen innerbalb der V erkebrsfli-
chen.

Die Hinweise u der Straffenbabntrasse werden ur Kenntnis genommen. Ein Regelungsbedarf im
Rabmen des Bauleitplanverfabrens ergibt sich hieraus nicht.

Den Anregungen kann in o. . Umfang gefolgt werden.

11. Ortsbeirat Mainz-Lerchenberg
- Sitzung am 27.04.2023 bzw. E-Mail vom 27.04.2023 —

e Der Ortsbeirat hat die Vorlage zum Bebauungsplanverfahren "Einkaufszentrum
Lerchenberg (Le 4)" zur Kenntnis genommen. Es werden folgende Anregungen
vorgebracht:

o Brunnenbereich: Der Brunnenplatz habe einen unschitzbaren Freizeit-
wert gerade fir Familien und Kinder aus dem Umfeld, die tber keinen
eigenen Garten verfiigen. Der Brunnenplatz solle weder in seiner Gréfe
noch im Anteil an Griin/an Biaumen geschmilert werden — entsprechend
sei die Planung "Le 4" zu gestalten. Durch den erlaubten vielgeschossigen
Baukorper am'jctzigen Hotelstandort solle es nicht zu einer volligen Ver-
schattung kommen. Auf die Abstandsflichen am angrenzenden Brunnen-
platz konne nicht verzichtet werden. Es wird begriiBt, dass entgegen der
Vorplanung jetzt nérdlich am Brunnenplatz eine 6ffentliche Grinfliche
eingeplant sei. _

0 Auch durch die Aufstockung im Innenbereich des Einkaufszentrums solle
es nicht zu einer volligen Beschattung ohne direktes Sonnenlicht kom-
men.

- Abwigungsergebnis

Durch die Bildung von Raumbkanten wird der Brunnenplat, gefasst. Zukiinflig erbilt der Brun-
nenplaty durch die in "MK 1" festgesetzte Hibe einen urbanen Charafketer. Im nordlich an den
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Brunnenplats, angrenzenden Bereich wurde das in einem fritheren Planungsstand vorhandene Bau-
fenster eingekiiryt und die bestehende Griinfliche gesichert. Somit wird die Qualitit des Platzes
gesichert und einem Verlust an Aufenthaltsqualitat entgegnet. Die Gestaltung des Brunnenplatzes
stellt keinen Regelungsinhalt des "1e 4" dar. Durch Baumfestsetzungen wird ein angemessener
Griinanteil gesichert. Eine villige Verschattung des Brunnenplatzes sowie des Innenbereiches des
Einkaufszentrums ist durch die Festsetzungen des Bebaunngsplanes nicht 3u befiirchten.

o Die Regelung, dass die Errichtung von Millsammelstandorten nur inner-
halb von Gebauden zulissig ist, werde so verstanden, dass die Millbehal-
ter "eingehaust” sein mussen, so dass die Fassadenansicht attraktiv und
nicht von Miillbehalter-Ansichten geprigt ist. Dies miisse in den Bebau-
ungsplanentwurf aufgenommen werden.

Abwigungsergebnis

Die texctliche Festsetzung, dass die Errichtung von Miillsammelstandorten nur innerbalb von Ge-
biinden ulissig ist, wird als ausreichend erachtet. Hiergu 3iblen anch Nebengebiude. Innerbalb
der Begriindung zum "Le 4" wird diesbeziiglich erlautert, dass im gesamien Plangebiet die Errich-
tung von Miillsammelstandorten aus gestalterischen Griinden nur innerhalb von Gebiuden 3uldssig
ist. Da die Gebaude von allen Seiten einsehbar sind, trigt ein Ausschluss von Miillsammelanlagen
aufSerhalb von Gebdnden dazu bei, ein attraktives stadtebauliches Erscheinungsbild der Einkanfs-
passage u bewabren. Mit dieser Festsetzung soll eine Ausbildung von unattraktiven Gebinderiick-
seiten vermieden werden.

o Es wird darauf hingewiesen, dass die Regelung zur Beleuchtung auBerhalb
von Gebiuden derzeit einen Austausch der in 6ffentlicher Verantwortung
liegenden Beleuchtung im FuBlgingerbereich des Einkaufszentrums erfor-
dere.

A.bwﬁgungsergebnis

Die Stellungnahme wurde an die Fachstelle "Stidteban | Stadtbildpflege / Oﬁéﬂtﬁfb& Beleuch-
tung"" mit der Bitte ur Priifung weitegeleitet. Die bestehende Beleuchtung innerhalb des Geltungs-
bereiches des "Le 4" genief§t Bestandsschutz, und ist bet Erneuerung an die Festset3ung des Bebau-
ungsplanes anzupassen.

o Durch die Einrichtung einer verkehrsberuhigten Zone in der Hindemith-
stralle und den Zweirichtungsverkehr auf der sudlichen Hindemithstralle
wirde eine hohe Anzahl von Parkplatzen entfallen, fiir die ein Ersatz ge-
sucht werden miisse. Erreicht werden musse, dass die durch die Krihen-
population nicht nutzbaren Parkplitze (ggf. durch Errichtung eines Car-
ports) nutzbar werden.

Abwigungsergebnis

Die Umgestaltung der Stellplitze ist Bestandteil der Umgestaltung der Hindemithstraffe. Dies ist
kein Bestandleil des Bauleitplanverfabrens. Fiir die Umplanung der HindemithstrafSe ist das Sach-
gebiet Verkebrsplanung (Stadiplanungsamt | Abteilung V'erkebrswesen) ustindig. Durch den
Bebauungsplan "Le 4" wird lediglich die planungsrechtliche Moglichkeit geschaffen, die aktuelle
Verkebrsfiibrung u dndern. Es erfolgt keine Aufteilung des Straflenraumes innerbalb des Bebau-
ungsplanes.

Q:\AMT61\Textverarbeitung\Pc3\SG2\Lener\3-089.l.docx  Stand: 13.06.2023 . 14 von 20



Vermerk Behirdenbeteiligung "Le 4"

o Es wird darauf hingewiesen, dass kein Verkehrskonzept vorliegt, das die
geplante Tiefgarageneinfahrt uber die RegerstraBe und das geplante
Wohngebiet "Le 3" berticksichtige sowie auf den Busverkehr und die si-
chere Zuginglichkeit zum Spielplatz bei geinderter Verkehrsfithrung ein-
gehe.

Abwigungsergebnis

Zwischenzeitlich wurde sum Bauleitplanverfabren "Le 4" eine Verkebrsuntersuchung erarbeitet.
Darin finden die migliche zukiinftige Anderung der Verkebrsfiibrung, die Tiefgarageneinfabrt im
Bereich des "MK 1" sowie das Bauleitplanverfabren " Am Medienberg (e 3)" Beriicksichtigung.
Ziel der Verkebrsuntersuchung war es, die 1 eistungsfahigkeit des V erkebrsnetzes bei einer Umsel-
qung des ukiinftigen Planungsrechtes des ""Le 4" nachzumweisen. Eine detailliertere Planung erfolgt
im Zuge der Planung der Hindemithstrafle und stellt keinen Gegenstand des Bauleitplanverfabrens
"Le 4" dar. Es erfolgt keine Aufteilung des Strafienraunes innerhalb des Bebauungsplanes.

o Zwecks zukiinftiger ErschlieBung des Plangebietes werde in der Hinde-
mithstraBBe ein "Verkehrsberuhigter Bereich" festgesetzt. Es werde sich
zeigen, ob dieser Teil der Stralle nur von sehr geringem Verkehr frequen-
tiert wird und tber eine uberwiegende Aufenthaltsqualitit verfiigt (Allge-
meine  Verwaltungsvorschrift zur  StraBenverkehrsordnung vom
26.01.2001 i. d. F. v. 8.11.2001, BAnz AT 15.11.2021 B1, Zeichen 325.1
u. 325.2).

Abwigungsergebnis

Durch die Festsetzung eines "'V erkebrsberubigten Bereiches" soll die Moglichkeit geschaffen werden,
die aktuelle Verkebrsfiihrung in diesem Bereich zu dndern und somit das Einkanfszentrum u-
kiinflig attraktiver u gestalten.

Die Umgestaltung der Hindemithstrafle ist kein Bestandteil des Banleitplanverfabrens. Es erfolgt
keine Aufteilung des Straflenraumes innerhalb des Bebauungsplanes. Fiir die Umplanung der Hin-
demithstrafte ist das Sachgebiet V erkebrsplanung (Stadiplanungsamt | Abteilung V erkebrswesen)
Justdndig.

Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.

12. Polizeiprisidium Mainz
- E-Mail vom 30.11.2022 -

e Art der baulichen Nutzung / Allgemeines

Das Einkaufszentrum "Lerchenberg" solle erweitert und aufgewertet werden,
um unter anderem den aktuellen Anforderungen an einen attraktiven und wirt-
schaftlich tragfihigen Einzelhandel Rechnung zu tragen. Dies diirfe mit einer
grundlegenden Sanierung der Gebiude verbunden sein. Neben Geschaften des
Einzelhandels sollen Gebaudeflachen in den oberen Geschossen auch fiir
Wohnzwecke und Dienstleistungen zur Verfigung gestellt werden. Grundsitz-
lich solle auf die Bautypen — bzw. WohnungsgréBenmischung geachtet werden,
da somit auch grofe Wohnungen fir Familien entstehen konnten. Der erhohte
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Stellplatzbedatf bei vielen Kleinwohnungen konnte sich negativ im Rahmen
der zur Verfiigung stehenden Parkflichen niederschlagen. Auch etwaige Stell-
plitze bzw. Parkméglichkeiten fiirr Besucher sollten vorgehalten werden. Ein
Unterangebot an Kfz-Stellplitzen konnte zu rechtswidrigem Parken und somit
zu einer Erhohung von Unfallrisiken fithren. Weitere detaillierte Angaben zu
der Nutzung und baulichen Ausgestaltung des Areals (Lage des Abfallsammel-
platzes, Angaben zu Bepflanzung und Beleuchtung, etc.) konnten den vorlie-
genden Unterlagen nicht entnommen werden.

e Wohnumfeld

o Griin-, Frei- und iiberbaubare Flichen: Es solle eine gute und aus-
reichende Beleuchtung installiert und fiir eine gute Uberschaubarkeit
des offentlich begehbaren Raumes gesorgt werden. Auf dem gesamten
Areal sollten keine dunklen Ecken entstehen. Die Beleuchtung solle mit
der Bepflanzung korrespondieren. Es solle darauf geachtet werden, dass
Baum-, Pflanz-, oder Heckenabstinde die Einsehbarkeit vor allem des
StraBenraumes sowie der Geschafts- und Wohneinginge, aber auch der
sonstigen GebaudeauBenwinden nicht beeintriachugt.

o Anordnung der Wohngebiude / Gewerbeflichen: Die Anordnung
der Baukorper konne in Verbindung mit eine rausreichenden Beleuch-
tung sowie reduzierten Bepflanzung als positiv betrachtet werden, da
mehrere Sichtbezichungen zwischen den unterschiedlichen Baukérpern
vor allem im innenliegenden FuBgingerbereich méoglich seien und somit
das Entdeckungsrisiko fiir potenzielle Straftiter steige. Da die nach au-
Ben gerichteten Fassaden wie Riickseiten wirken und keine direkte Be-
bauung angrenze, sollte dieser Bereich beleuchtet sein. Um Einbriiche,
vor allem in den hoher gelegenen Etagen zu verhindern, wird empfoh-
len, keine Balkone bzw. sonstige Standflichen in dem Bereich von
Fenstern, Fenstertiiren und Tiiren zu integrieren und auf die Positionie-
rung von moglichen Feuetleitern und Regenabflussrohren zu achten.

o Abfallsammelplatz: Es werde positiv gesehen, dass Mullsammelstand-
otte aus gestalterischen Griinden nur innerhalb der Gebiude zulassig
sind. Abgeschlossene und nur mittels berechtigtem Schliissel zu 6ff-
nende Miillsammelstandorte ohne direkte Verbindungen zum Wohn-
und Geschiftshaus werden empfohlen. AuBBerdem sollten Vorkehrun-
gen getroffen werden um die Gefahr von Miilltonnenbrinden zu ver-
mindern. _

e Ausgestaltung des Gebidudeinnern
Den votliegenden Untetlagen seien keine detaillierten Hinweise auf die bauliche
Ausgestaltung der Baukorper zu entnehmen. Daher werden grundsitzliche,
nicht abschlieBende Empfehlungen zu Eingangsbereichen, Kellern, Gemein-
schafsraumen, Fahrstithlen, Tiiren und Fenstern, Balkonen, Terrassen und Fas-
saden vorgebracht.

e Ruhender Verkehr ;
Den vorliegenden Unterlagen sei zu entnehmen, dass ausschlieBlich tberirdi-
sche Parkplitze vorgehalten werden. Es werden Hinweise zur Ausgestaltung
von Stellplitzen sowie Fahrradstellplitzen vorgebracht.

e Infrastruktur
Aus kriminalpriventiven Gesichtspunkten sei eine Ansiedlung von Schank- und
Speisewirtschaften sowie Betrieben des Beherbergungsgewerbes als positiv emn-
zustufen, da dies eine Steigerung der Sozialkontrolle durch Belebung des 6ffent-
lichen Raumes ermogliche.
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e Hinweise

o Kriminalpolizeiliche Beratung: Damit einbruchhemmende MaBnah-
men bereits bei der Planung von Gebiuden rechtzeitig einbezogen wer-
den kénnen, miissten Architekt:innen und Bauherr:innen umfassend
und frithzeitig iiber MaBnahmen des Einbruchschutzes informiert wer-
den. Durch einen textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte auf die
kostenfreie Beratung durch die polizeilichen Beratungsstellen hingewie-
sen werden.

o "Einbruchschutz" im stidtebaulichen Vertrag: Es sei zu begriflen,
den stidtebaulichen Vertrag um den Unterpunkt "Einbruchschutz" zu
erganzen.

Abwigungsergebnis

Eine detaillierte bauliche Ausgestaltung von Gebéuden sowie von iffentlichen Plitzen sind keine
Bestandteile der Bauleitplanung. Der Bebanungsplan "Le 4" set3t die uléssige Art der Nutzung
innerhalb des Bebauungsplanes fest. Die konkrete Nutzung kann durch einen Angebotsbebanungs-
plan nicht geregelt werden, sondern nur die grundsatzliche Zuldssigkeit von VVorbaben (u. a. von
Schank- und Speisewirtschaften).

Hinsichtlich der Auswahl der Pflanzen fiir Begriinungsmafinabmen wird im weiteren Verfabren ein
Unnweltbericht erstellt. Hierbei wird die Auswabl an Pflanzen vordergriindig fiir die mit der jewe-
ligen Festsetzung des Bebauungsplanentwnrfes verfolgte stidtebanliche Zielsetzung getroffen. Die 3u-
kiinftig konkrete Ausgestaltung der Parkflichen ist kein Bestandteil des Bauleitplanverfabrens.

Das Thema "Einbruchschuts" bzw. die Anwendung von einbruchhemmenden Mafnabmen und
Sicherbeitsmafinabmen ist nicht Bestandteil bzw. Regelungsgegenstand der Bauleitplanung und wird
erst im Zuge der nachgelagerten Objekiplanung konkretisiert. Zum Bauleitplanverfabren "Le 4"
wird es keinen stidtebanlichen 1V ertrag geben.

Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.

13. SGD Siid Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz
- E-Mazl vom 29.11.2022 -

e Allgemeine Wasserwirtschaft — Gewisser/Hochwasserschutz
Oberflichengewasser seien in dem Plangebiet nicht bekannt. Daher bestiinden
diesbeziiglich keine Bedenken. Das Planungsgebiet sei bereits heute schon er-
schlossen und bebaut. Innerhalb des Plangebietes befinden sich im Planungs-
raum Entstehungsgebiete von zum Teil hohen Abflusskonzentrationen. Bei
der Neugestaltung des Gebiudes sollte darauf geachtet werden, dass der Ab-
fluss seltener Starkregenereignisse weiterhin schadlos durch das Gebiet Rich-
tung Riickhaltebecken abgeleitet wird.
e  Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung
o Wasserschutzgebiete: Der Planbereich befinde sich nicht in einem bestc-
henden oder geplanten Tnnkwasscrschutzgeblet

o Grundwassernutzung: Fiir den Planbereich seien hier keine Grundwas-
sernutzungen (Brunnen) bekannt. '

o Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstinde: Sofern wih-
rend der Bauphase hohe Grundwasserstinde auftreten bzw. durch starke
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Niederschlige ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten her-
vorgerufen wird, konne eine Grundwasserhaltung erforderlich werden.
Hierfiir sei eine wasserrechtliche Etlaubnis bei der zustindigen Unteren
Wasserbehorde einzuholen.

o} Nicderschlagswassemutzung/ Brauchwasseranlagen: Sofern die Errichtung
von Zisternen fiir die Sammlung von Niederschlagswasser zur Brauchwas-
sernutzung (u. a. fur die Toilettenspiilung) geplant werden sollte, sollten die
nachfolgenden Hinweise beachtet werden: :

o Es diirfen keine Verbindungen zum Trinkwasser hergestellt wer-
den. '

o Samtliche Leitungen im Gebiude sind mit der Aufschrift/Hinweis-
schild "Kein Trinkwasser" zu kennzeichnen.

o Bei der Installation sind die Technischen Regeln, hier insbesondere
die DIN 1988 sowie die DIN 1986 und DIN 2001 zu beachten.

o Der Trager der Wasserversorgung sollte iiber solche Planungen in-

_ formiert werden.

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass gemaf3 TrinkwV eine Anzei-
gepflicht fiir Regenwassernutzungsanlagen in Haushalten gegentiber dem
Gesundheitsamt gegeben sei.

o0 Regenerative Energie/Standortauswahlgesetz: Sollte ein Einsatz regenerati-
ver Energien vorgesehen werden, hier die Nutzung von Erdwirme (Ge-
othermie), wird darauf hingewiesen, dass hierfiir ein wasserrechtliches Er-
laubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Wasserbehorde durchgefihrt
werden miisse.

e Bodenschutz

o Fir den Geltungsbereich und dessen unmittelbare Umgebung ligen im Bo-
denschutzkataster verschiedene Eintragungen bodenschutzrelevanter Fla-
chen vor, die bzgl. der Planung wie folgt bewertet werden.

o Altstandort "ehem. Chemische Reinigung W. Krag, Mainz, Re-
gerstr. 19" innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes.
Der Altstandort wurde 2012 nach orientierender Untersuchung mit
Bezug auf die damalige geplante Folgenutzung Seniorenzentrum
Letchenberg als nicht altlastenverdichtig eingestuft. Die aktuell
vorgesehene Nutzung erfordert keine erneute Priffung und Bewer-
tung. Eine nachteilige Auswirkung auf den Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes sei nicht zu erwarten.

o Heizoltanks Fernheizwerk Mainz, RegerstraBe 13 — nordostlich au-
Berhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes — wurde eben-
falls nach orientierender Untersuchung als nicht altlastenverdichtig
eingestuft. Eine nachteilige Auswirkung auf den Geltungsbereich
des Bebauungsplanes werde nicht erwartet.

o AGIP-Tankstelle, Mainz, HindemithstraBBe 6 sudostlich aulerhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Zu dieser Betriebsfla-
che liege ein Schreiben der Stadt Mainz (Untere Wasserbehorde)
vot, wonach Hinweise auf zu besorgende Bodenverunreinigungen
votliegen. Nahere Erkenntnisse lagen nicht vor.

Es werde empfohlen, die untere Wasserbehorde der Stadt Mainz bzgl.

der vorgenannten AGIP-Tankstelle zu beteiligen.

Sollten bei der Stadt Mainz (z. B. bei der Unteren Wasserbehorde) Hin-

weise auf zu besorgende schadliche Bodenverinderungen im Geltungs-

bereich des Bebauungsplanes oder dessen unmittelbarer Umgebung
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vorliegen, werde um erneute Beteiligung unter Vorlage der entspre-
chenden Unterlagen und Informationen gebeten. Ansonsten bestiinden
gegen den Bebauungsplan aus bodenschutzrechtlicher Sicht keine Be-
denken.

Abwigungsergebnis

Allgemeine Wasserwirtschaft — Gewisser/Hochwasserschutz
Die Hinweise werden sur Kenntnis genommen. Ein Regelungsbedarf im Rabmen des Bauleitplan-
verfabrens ergibt sich hieraus nich.

Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung
Die Hinweise werden sur Kenntnis genommen. Ein Regelungsbedarf im Rabmen des Bauleiiplan-
verfabrens ergibt sich hieraus nicht.

Bodenschutz

Die Hinweise werden sur Kenntnis genommen, FEin Regelungsbedarf im Rabmen des Bauleifplan-
verfabrens ergibt sich hieraus nicht. Das Amt 67 hat im Rabmen der Beteiligung der Bebirden
gemifs § 4 Abs. 2 BauGB eine Stellungnabme eingereicht. Die genannte AGIP-Tankstelle wurde
hierin nicht thematisiert. Diese ligt auflerhalb des Geltungsbereiches und stellt somit kein Thema
dieses V erfabrens dar.

Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.

14. Vodafone GmbH
- E-Mail vor 24.11.2022 -

e Die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH mache gegen die ge-
plante MaBnahme keine Einwinde geltend. Innerhalb des Planbereiches befin-
den sich Telekommunikationsanlagen des Unternchmens. Bei objektkonkreten
Bauvorhaben im Plangebiet werde die Vodafone GmbH dazu eine Stellung-
nahme mit entsprechender Auskunft iiber den vorhandenen Leitungsbestand
abgeben.

Abwigungsergebnis

Die Hinweise werden ur Kenntnis genommen. Es ergeben sich keine Regelungsinbalte fiir den
Bebauungsplan.

Den Anregungen kann in 0. g. Umfang gefolgt werden.
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Mainz, 13.06.2023

Lener

II. Dem Amt 67, Umweltkoordination z. K. und z. w. V. hinsichtlich der Umweltpriifung
IIL Nach-Fomchmibmgdc:Vafabmadatmdumhﬁl.ZO.l z.d. Ifd. A.

Mainz, 13.06/2023
61-Stad amt
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Le 4
Corinna Appelshaeuser an Lea Lener

Von Corinna Appelshaeuser/Amt10/Mainz
An Lea Lener/Amt61/Mainz@Mainz

Sehr geehrte Frau Lener,
anbei unsere Stellungsnahme.
Mit freundlichen Grifden

Im Auftrag

Corinna Appelshauser

3754 _rueckantwort FB.pdf
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Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger 6ffentlicher Belange gemil3 § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
griinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens tiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Lea Lener
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 -122371
Zitadelle Bau A Fax: 06131 -122671
Postfach 38 20 E-Mail: Lea.Lener@stadt.mainz.de
55028 Mainz Aktz.: 6126—Ler4

Verfahren / Planung / Projekt:
FNP-Anderung Nr. 53 im Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang:
spatestens bis 30.11.2022

Erérterungstermin:

Datum: ./
Uhrzeit: ./
Ort: ./

Stellungnahme der Behérde oder des sonstigen Trigers 6ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

10-Frauenburo - Stadthaus, Grol3e Bleiche 46 / Lowenhofstralie 1
12 32 53 corinna.appelshaeuser@stadt.mainz.de

D Keine Stellungnahme erforderlich

I:l Beabsichtigte eigene Planungen und MaB3nahmen, die den o. g. Plan berthren kénnen mit
Angabe des Sachstands:




] Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht iiberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und gef. Rechtsgrundlage:

Parkplatze fiir Frauen, Mutter-Kind-Parkplatze sowie fiir mobilitdtseingeschrénkte Menschen sind wiinschenswert. Stellflachen flir Mobilitatseingeschrankte sollen so angeordnet sein,
dass diese Nutzerinnen und Nutzer selbstandig auf kiirzestem Weg die Ladenzeile erreichen kénnen.

Die Gestaltung der Durchgangs- und Verbindungswege sollte offen, gut einsehbar und barrierefrei gestaltet werden und

insbesondere die Mobilitatsanspriiche von Kindern wie auch alteren und korperlich beeintrachtigten Menschen beriicksichtigen.

Die vorgesehene Begriinung ist so anzulegen, dass die Sichtbeziehungen gewahrleistet bleiben. Dies gilt generell fiir alle vorgesehenen BegriinungsmaRnahmen. Bei den
grinplanerischen Festsetzungen ist Vegetation zu bevorzugen, die Transparenz gewahrleistet. Die Bepflanzung entlang der Zugangswege ist dem Sicherheitsbediirfnis anzupassen.
Bei der Ansiedlung des neuen Einzelhandels, der auch kleine Unternehmen und Start-Ups beinhaltet, wére eine paritatische Auswahl von Unternehmern und Unternehmerinnen bzw.
Firmengriindern und -griinderinnen wiinschenswert.

Bei den Tiefgaragen ist darauf zu achten, dass deren Zuwegung ubersichtlich und barrierefrei gestaltet wird und in der baulichen Umsetzung uniibersichtliche Bereiche und somit
Angstraume vermieden werden.

Auf ausreichende Beleuchtung der Verbindungswege und der Parkplatze und Tiefgaragen ist zu achten.

D Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefdhigen Kosten (nur von stddtischen Fachdmtern auszufiillen!)

] Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Mainz, 27.10.2022 Frauenbiro Appelshauser

Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung



% Landeshauptstadt
Mainz

Stadtverwaltung Mainz | Amt 37 | Postfach 3820 | 55028 Mainz Feuerwehr Mainz

61 - Stadtplanungsang

Herr Thines
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Antw.Dez. | z.d.Md.A | Wv_ | R www.mainz.de
Abt.: 0 1 3 4
sG: o1 Pa[4]65]|6]7]8]¢
se: Jol1]12|3]al5(6|7]8]¢ Mainz, 22.11.2022
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Bauvorhaben: »~Anderung Nr. 53 des Flichennutzungsplanes vom 24.05.2000 und

Bebauungsplanentwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)“

Sehr geehrte Damen und Herren,

entsprechend der Beteiligung als Trager 6ffentlicher Belange gemil § 4 Abs. 2 BauGB nehmen wir
zu 0.g. Bebauungsplanverfahren wie folgt Stellung:

Flichen fiir die Feuerwehr

Gemil § 15 (4) LBauO ,,Landesbauordnung Rheinland-Pfalz* miissen fir jede
Nutzungseinheit mit mindestens einem Aufenthaltsraum in jedem Geschoss zwei
Rettungswege vorhanden sein. Falls der zweite Rettungsweg tiber Leitern der Feuerwehr
sichergestellt werden muss, sind Zuginge, Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und
Bewegungsflichen fiir die Feuerwehr anzuordnen. Dies ist auch bei der Gestaltung der
FuBgingerzone* zu beachten, falls in den Obergeschossen Nutzungseinheiten geplant

werden, die ausschieBlich von dieser anleiterbar wiren.

Hierzu sind insbesondere der § 7 LBauO sowie das Merkblatt ,,Flichen fir die Feuerwehr
im Stadtgebiet Mainz* zu beachten. Werden diese Vorgaben nicht eingehalten, ist die
Sicherstellung des zweiten Rettungswegs durch die Feuerwehr nicht méglich und es wird
eine bauliche Losung erforderlich (zweiter notwendiger Treppenraum,
Sicherheitstreppenraum etc.).

Auch bei ausschlieBlich baulichen Rettungswegen sind Zu- und Durchfahrten sowie
Bewegungsflichen auf Grundlage der LBauO und des Merkblatts anzuordnen, sofern
Gebiude oder Gebiudeteile mehr als 50 m von der 6ffentlichen Verkehrsfliche entfernt
liegen und sie aus Griinden des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind. Dies gilt insbesondere
auch fur autofreie Siedlungen, Wohnparks, , Gated-Communities®, etc.

|

Anlage 5 zuBlatt Q‘?

E,!‘. | g ( l'jb’ (’fr ’ ']t Sparkasse Mainz Information zur Verwendung

IBAN: DES8 5505 0120 0000 0003 31 Ihrer Daten:
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Die Kennzeichnung der Zu- und Durchfahrten und Aufstell- und Bewegungsflichen fiir die
Feuerwehr hat ausschlieBlich nach den Maligaben der zustindigen Stalenverkehrsbehorde
zu erfolgen (Siehe diesbezuiglich o.g. Merkblatt).

Sollen die erforderlichen Flichen fiir die Feuerwehr nicht auf Privatgrundstiicken sondern
auf offentlichen Verkehrsflichen sichergestellt werden, gelten o.g. Punkte analog.
Feuerwehrzufahrten, -aufstell und —bewegungsflichen miissen dann in der Freiraumplanung
der offentlichen Verkehrsflichen berticksichtigt werden und schrinken diese entsprechend
ein (Standorte Baume, StraBenlaternen, Fahrradstinder, Kunstwerke uvm.). Die
vorgesehenen Flachen geben dann den einzelnen Bauherren widerum vor, in welchem
Rahmen in der Hochbauplanung die Sicherstellung des zweiten Rettungswegs durch die
Feuerwehr berticksichtigt werden kann. Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf die
Hochbauplanung.

Fur die Feuerwehr und den Rettungsdienst ist ein schnelles Auffinden der Einsatzstelle sehr
wichtig. Daher ist die Hausnummernvergabe eindeutig und in logischer Reihenfolge
vorzunehmen. Die postalischen Anschriften miissen den StraBen Gber die der Zugang zum
Gebiude erfolgt entsprechen. Die Hausnummern sind an den Gebauden augenfallig
anzubringen.

Loschwasserversorgung

Zur Sicherstellung der Loschwasserversorgung ist eine Wassermenge von 1600 1/min
(96m?/h) tiber einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden, in einer Entfernung von 160 m
zu jedem Gebidude nachzuweisen. Bei der Entfernung gilt die tatsichliche
Schlauchverlegelinge. AuBerdem gilt diese nicht iiber uniiberwindbare Hindernisse hinweg.
Diese sind z. B. Bahntrassen oder mehrstreifige Schnellstrallen etc.

Der Nachweis der ausreichenden Loschwasserversorgung ist in Abstimmung mit dem
ortlich zustindigen Wasserversorgungsunternechmen zu fithren und der Feuerwehr Mainz
vor Baubeginn vorzulegen. :

Die Entnahmestellen fiir das Loschwasser (Hydranten im 6ffentlichen StraBenland) sind
nach den derzeit giiltigen technischen Regeln und Arbeitsblattern der ,,Deutschen
Vereinigung des Gas- und Wasserfaches — DVGW* zu planen und auszufithren. Sie sind so
anzuordnen, dass sie jederzeit fir die Feuerwehr zuginglich sind. Der Abstand zwischen den
Hydranten darf nicht mehr als 120 Meter betragen. Der Anlage von Unterflurhydranten
gemall DIN 3222 ist der Vorrang zu geben.

Die Lage der Loschwasserentnahmestellen ist durch Schilder nach DIN 4066 -
Hinweisschilder fir den Brandschutz - gut sichtbar zu kennzeichnen. Auf

§ 28 (2) LBKG RLP —, Landesgesetz uiber den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den
Katastrophenschutz* wird hingewiesen.

Der Netzdruck von mindestens 1,5 bar im 6ffentlichen Versorgungsnetz ist sicherzustellen.



Hinweis:

Die Loschwasserversorgung durch die Mainzer Netze erfolgt ausschlieBlich im
offentlichen StraBenraum. Eine Verlegung von ausreichend dimensionierten
Wasserversorgungsleitungen zur Entnahme von Loschwasser iiber Hydranten auf privaten
Grundstiicken findet nicht statt.

Sollte die v.g. Schlauchverlegelinge von 160 Metern dann Gberschritten werden, muss der
Vorhabentrager auf eigene Kosten eine gleichwertige Loschwasserversorgung sicherstellen.

Ist dartiber hinaus eine Loschwasserversorgung fuir den Objektschutz erforderlich (z.B.
Wandhydranten) und der Hausanschluss liefert nicht die geforderte Loschwassermenge, so
ist auf Kosten des Vorhabentrigers eine Bevorratung auf dem Grundstiick mit
entsprechender Druckerhohungsanlage vorzusehen.

Mit freundlichen GriiBen Anlage
keine

t. A. Thines



Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Trigern 6ffentlicher Belange'

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triiger 6ffentlicher Belange gemil3 § 4 Abs, 2 BauGB? die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellung-
nahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfiihrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informationen fiir
ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung von Text-
bausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung, Thre Stellungnahme ist zu begriinden; die
Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemil3 § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Benach-
richtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind, die Gemeinden nach Abschluss
des Bauleitverfahrens iiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfithrung des Bau-
leitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Ihre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orientie-
ren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Frau Lener
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-12 2371

Zitadelle Bau A Fax: 06131-12 2671

Postfach 38 20 E-Mail: Lea.lener@stadt. mainz.de
55028 Mainz Az.: 6126 -Lerd

Verfahren/Planung/Projekt:
FNP-Anderung Nr. 53 im Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Bebauungsplan Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

inz

Frist.: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Ehgang: i
spatestens bis 30.11.2022 61 - Stadtplanungsamt
Erérterungstermin: - nicht erforderlich -
Datum: Eingang: 12 Dez. 2022
Uhrzeit:
Ort Aoz W:

Abt.. 0 PR Y e 3

SG: ol1 415]6(7]8
Stellungnahme des Trigers 6ffentlicher Belangel™gg o | 112134 |5]6]7 |8

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift, Ansprechpartner, Tel./Fax/E-mail etc.)

Landeshauptstadt Mainz, Dezernat fiir Soziales, Kinder, Jugend, Schule und Gesundheit
Herr Cartus; Tel.: 3613; Fax: 2219; E-Mail: klaus.cartus@stadt.mainz.de

O ° Keine Stellungnahme erforderlich

g Beabsichtigte eigene Planungen und MaBnahmen, die den o. g. Plan berithren kénnen mit
Angabe des Sachstands: osnmmmcnenn A= < ,: " C
82 plage F- Bt (é’J

Spielflichen: ; ﬂzm ‘ ?JQ“’T“ m‘i (f/ 1 .

-
i

In der Ladenzeile wurden vor 5 Jahren auf Wunsch des Ort¥Béirates zwet Spielgerite installiert. Diese sollen auch
nach der Umgestaltung weiterhin vorhanden sein. Dies sollte in der Begriindung zum Bebauungsplan noch erginzt
werden, d

! Rundschreiben des Ministeriums fiir Finanzen vom 09.12.2005 (3205 — 4531)
2 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. 2004, S. 2414), Stand: 01.01.2007



61neho
Textfeld
TÖB 3


Soziale Wohnraumforderung:

der Bebauungsplan dient vorrangig der Attraktivierung und .Awfiwertung der bestehenden Einkaufspassage. Die Schaf-
fung von Wohnraum ist von untergeordneter Bedeutung,

Als Angebotsplanung kann der Bebauungsplan nur mit dem Rechtsinstrument des § 9 Abs, 1 Nr. 7 BauGB die For-
derfahigkeit von Wohnbebauung im Plangebiet regeln. Festgesetzt werden soll hierbei eine Quote von 33%.

Ab einer Bebauung von mehr als 10 Wohneinheiten/Grundstiick ist mithin ein Anteil von 33% der neu entstehen-
den Wohneinheiten so zu etrichten, dass sie mit Mitteln der sozialen Wohnraumforderung geférdert werden kénn-
ten.

Nach Kenntnis der Wohnraumforderung ist im Plangebiet durch einen Vorhabentriiger auch ein gréBeres Woh-
nungsbauvorhaben (rd. 100 Wohneinheiten) beabsichtigt. Hier soll geprift werden, ob mit diesem Vorhabentrager
ein erginzender stidtebaulicher Vertrag zur Realisierung der sozialen Wohnraumférderung abgeschlossen werden
kann. Die Moglichkeit zum Abschluss eines entsprechenden Vertrages ist im Vorfeld noch rechtlich zu klaren.

Spielflichen:

In der Ladenzeile wurden vor 5 Jahren auf Wunsch des Ortsbeirates zwei Spielgerite installiert. Diese sollen auch
nach der Umgestaltung weiterhin vorhanden sein. Dies sollte in der Begriindung zum Bebauungsplan noch erginzt
werden.

Belange alterer Menschen:

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels sind bei den Planungen grundsitzlich auch die Belange ilterer
Menschen zu beriicksichtigen. Dazu zihlen die barrierefreie Wegefithrung sowie Zugangsmoglichkeiten. Fir die spé-
tere Platzgestaltung sind dariiber hinaus auch seniorengerechte Sitzmobel einzuplanen.

Barrierefretheit:

Bei der Gestaltung des offentlichen Raums und hier insbesondere bei der Zuginglichkeit der neu geplanten Ge-
schafte ist die Umsetzung der Barrierefreiheit gemiB der DIN 18040-3 (Offentlicher Verkehrs- und Freiraum) zu
beachten,

O Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in
der Abwagung nicht iiberwunden werden kénnen:

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

O Sonstige fachliche Anregungen aus der eigenen Zustindigkeit zu dem o. g. Plan,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage:

O Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlagefihigen und
nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtischen Fachimtern auszufiillen!) 3




O Antrag auf Fristverlangerung aus vm‘.hUgem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

----------------------------------------------------------------------------

Mainz, () $12.2022




Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger offentlicher Belange gemil § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfiihrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
grinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemilB § 3 Abs, 2 BauGB wird lhnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behdrden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens iiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapicer erfolgen. Bitte orien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Lea Lener
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-122371
Zitadelle Bau A Fax; 06131 -122671
Postfach 38 20 E-Mail: Lea.Lener@stadt.mainz.de
55028 Mainz Aktz.: 6126 - Ler 4

Verfahren / Planung / Projekt:
FNP-Anderung Nr. 53 im Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Stadtverwaltung Mainz

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingdng: ©' = Stadtpfanungsamt
spétestens bis 30.11.2022

Erdrterungstermin: Eingang: 1 1. Nov. 2022

Datum: ./

Uhrzeit: ./ Antw.Dez. | z.d.ld.A | Wy | R

Ort: ./ Abt 0 1 -
SG |o[i|2|3]4]5]6]7]|8
sB: lo[1|2(3lafs5]|6[7]8

Stellungnahme der Behorde oder des sonstigen Trigersoffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers offentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

P. Henschel; Tel. 12-3101
60-Bauamt, Abteilung Vermessung und Geoinformation sowie Stelle fuer die Partnerschaftliche
Baulandbereitstellung (Komponente Infrastrukturbeitrag)

D Keine Stellungnahme erforderlich

D Beabsichtigte eigene Planungen und Malinahmen, die den o. g. Plan berthren konnen mit
Angabe des Sachstands:

Arage (1 wBlu I
[ J60eled 1% 1 | &
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. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwagung nicht tberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (2. B. Ausnahmen oder Befreiungen):;

E Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der cigenen Zustindigkeit,

gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begrindung und ggf. Rechtsgrundlage:
Aufgrund der Kernabsicht des Bebauungsplanes - der Aufwertung des Einkaufzentrums - und den damit
einhergehenden unterschiedlichen Nutzungen sowie der differenzierten Eigentmer:innenstruktur
kommt die Komponente 'Infrastrukturbeitrag’ der Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung absehbar
nicht zum Tragen.
Zur Komponente "Wohnraumfoerderung' ergeht eine eigenstaendige Stellungnahme des Fachamtes.

Fuer den Fachbereich Geoinformation und Vermessung ist soweit nichts anzumerken.

D Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtschen Fachimtern auszufiillen!)

O Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Mainz, 14.11.2022 60.3

Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dicn}s'tbczeichnung



WG: "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)" - Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange

gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Sabine Haentzschel an Lea Lener 21.11.2022 12:07
Kopie Corina Schlesinger, Ute Moerbel, UIf Gerth, Felix Vollmer

Von Sabine Haentzschel/Amt61/Mainz
An Lea Lener/Amt61/Mainz@Mainz
Kopie Corina Schlesinger/Amt61/Mainz@Mainz, Ute Moerbel/Amt61/Mainz@Mainz, UIf

Gerth/Amt61/Mainz@Mainz, Felix Vollmer/Amt61/Mainz@Mainz

Hallo Frau Lener,
anbei die Stellungnahme Stral3enbetrieb (auch in der Riickantwort im Anhang enthalten):

Unbedingt zu beachten: Das Teilstlick aus Flur 15, Flurstiick 137/8 ist keine Verkehrsflache,
sondern ein Bestandteil der Strallenbahntrasse (siehe Plane Anhang). Bitte andern.

Stellungnahme StralRenbetrieb, Sachgebiet Ingenieurbauwerke: die an die Baufelder
angrenzenden bestehenden o6ffentlichen Treppenanlagen sind vor Schaden bei Bauarbeiten
jeglicher Art zu schitzen. Der Abteilung 61.3.2 des Stadtplanungsamtes ist vor Beginn von
Bauarbeiten neben einer 6ffentlichen Treppenanlage eine fotografische Beweissicherung
vorzulegen.

Hinweis: fur die Nutzung der privaten Unterfuhrung als 6ffentliche Verkehrsflache bei Haus
Nr. 9, Teilbereich Gemarkung Bretzenheim, Flur 15, Nr. 143/21 (MVB) liegt dem
StralRenbetrieb ein Gestattungsvertrag vor.

Hinweis: Im B- Plan- Entwurf Le 4 vom 25.10.2022 sind die Verkehrsflachen im
zeichnerischen Teil nicht in 6ffentliche und private Verkehrsflachen unterteilt (siehe
Anlagen). In der Vergangenheit ist dies bei Verkehrsflachen immer berticksichtigt worden.
Dies sollte nach Einschatzung des Straf3enbetriebs auch weiterhin so gehandhabt werden,
da es zum besseren Verstandnis beitragt.

Mit freundlichen Grufen
i.A. Sabine Hantzschel

Einkaufszentrum_Lerchenberg_staedt_Flaechen_u_privat_02_A3.pdf

Einkaufszentrum_Lerchenberg_staedt_Flaechen_u_privat_01_A3.pdf

HindemithstraRe_Ho6he_Brahmsweg_15_Lageplan.pdf

HindemithstralRe_Hohe_Brahmsweg_15_Foto.pdf

Gemeindestralen_Einkaufszentrum_Lerchenberg_A3.pdf 61.3 3754 _rueckantwort.pdf

% Landeshauptstadt
Mainz
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Landeshauptstadt Mainz
Stadtplanungsamt,

Abteilung StraRenbetrieb

Sabine Hadntzschel
StraRenverwaltung/Sondernutzung

Postfach 38 20
55028 Mainz
Zitadelle, Bau C

Tel 061 31 -122196
http://www.mainz.de

Von: Lea Lener/Amt61/Mainz

An:

Datum: 26.10.2022 15:29

Betreff: "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)" - Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4
Abs. 2 BauGB

Bauleitplanung - Beteiligung der Tréger 6ffentlicher Belange gem . § 4 Abs. 2 BauGB, Beteiligung
des Ortsbeirates geméR § 75 GemO sowie landesplanerische Stellungnahme der Oberen

Landesplanungsbehérde

Anderung Nr. 53 des Flichennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanes
"Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 20 02- A 53

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 26 - Ler 4

Sehr geehrte Damen und Herren,

gem. § 4 Abs. 2 BauGB informieren wir Sie Uber die Aufstellung der o. g. Bauleitplédne im Sinne des §
1, § 4 und § 9 BauGB und bitten Sie um Stellungnahme fiir den lhnen obliegenden Aufgabenbereich,

soweit diese flr die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung des Plangebietes bedeutsam ist.

Ihre Stellungnahme soll Hilfe bei der Gestaltung des Inhaltes der Bauleitplanung und fiir die gerechte
Abwagung der berlhrten 6ffentlichen und privaten Belange geben. Bitte verwenden Sie nach

Moglichkeit das im Internet eingestellte Formblatt.

Um die mit den Anhoérverfahren verbundenen Materialkosten zu senken, sind die Unterlagen ab dem
27.10.2022 im Internet einsehbar.

Mit folgenden Schritten gelangen Sie zu den Unterlagen:



1. https://www.mainz.de/stadtplanungsamt aufrufen,

2. Rubrik "Behoérdenbeteiligung" auswahlen,

3. Link zu o. g. Bauleitplanverfahren anklicken,

4, Folgende Zugangsdaten eingeben:

Name: mainz-toeb

Passwort: mzpwtoeb

5. Das Kartenfenster 6ffnet sich mit Darstellung des Plangebietes. Sodann erst auf den

Info-Button und dann auf das Plangebiet klicken. Es 6ffnet sich ein Fenster mit den erforderlichen
pdf-Dateien.

6. Auf den Link zur jeweiligen pdf-Datei klicken und erneut die Zugangsdaten eingeben.

Wir mdéchten ausdriicklich darauf hinweisen, dass die Zugangsdaten (Name und Passwort)
ausschlieBlich fir lhre Behorde / Dienststelle bestimmt sind und eine Weitergabe an Dritte nicht

gestattet ist.

Falls erforderlich, kbnnen von lhnen Eintragungen (z. B. Ver- und Entsorgungsleitungen, spezielle
Festsetzungsvorschlage, Hinweise, etc.) nach entsprechendem Ausdruck (evtl. nur als Ausschnitt)
handschriftlich vorgenommen werden. Die pdf-Dateien sind nicht mit einem Schreibschutz versehen,

so dass Sie lhren Beitrag auch in digitaler Form einfigen kénnen.

Sollten Sie die Planunterlagen wie bisher in "Papierform" wiinschen, so lassen Sie uns dieses bitte
schnellstmoglich, spatestens bis zum 07.11.2022 wissen. Die Unterlagen werden Ihnen dann
umgehend zugesandt. Eine Fristverlangerung ist dadurch nicht méglich. Fir Ihre diesbezigliche

Unterstitzung bedanken wir uns im Voraus.

Die stadtischen Fachamter werden gebeten, sdmtliche Kosten und Folgekosten, die aus dem
Bauleitplanverfahren entstehen so detailliert wie méglich anzugeben. Hierbei sollte nach
umlageféhigen und nicht umlagefédhigen Kosten unterschieden werden. Orientierung bietet hier die
Checkliste ,Kosten fir Baulandproduktion®, die am 17.01.2006 im Wirtschaftsausschuss beraten

wurde.

Des Weiteren werden die stadtischen Fachamtern gebeten, die vom Stadtrat am 29.04.2009
beschlossenen Vorgaben zur Familienfreundlichkeit zu beachten.

Ihre fachliche Stellungnahme erwarten wir bis spatestens 30.11.2022. Wir gehen davon aus, dass
Ihre Belange nicht berihrt werden, wenn Sie sich innerhalb der Frist nicht aul3ern.

Die vorliegende Planung befindet sich noch im Verfahren und ist noch nicht rechtsverbindlich bzw .
wirksam; sie darf weder an Dritte weitergegeben noch der Offentlichkeit zuganglich gemacht werden.

Gem. § 3 Abs. 2 BauGB werden Sie tber die 6ff. Auslegung des o. g. Projektes im weiteren Verfahren
benachrichtigt.

Bereits jetzt weisen wir Sie auf die Verpflichtung der Behérden gemaf § 4 Abs. 3 BauGB hin. Danach
ist nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens die Stadt Mainz, hier das Stadtplanungsamt, zu
unterrichten, sofern nach den lhnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchfiihrung des Bauleitplanes

erhebliche, insbesondere unvorhergesehene, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.



Mit freundlichen GriiRen
i.A. Lea Lener

% Landeshauptstadt
Mainz

Landeshauptstadt Mainz
Stadtplanungsamt
Abteilung Stadtplanung
Lea Lener

SG Verbindliche Bauleitplanung/ AuRenbezirke
Postfach 38 20

55028 Mainz

Zitadelle Bau A
Tel06131-122371
Fax 0 61 31 -12 2671
www.mainz.de



Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger 6ffentlicher Belange gemil3 § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
griinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens tiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Lea Lener
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 -122371
Zitadelle Bau A Fax: 06131 -122671
Postfach 38 20 E-Mail: Lea.Lener@stadt.mainz.de
55028 Mainz Aktz.: 6126—Ler4

Verfahren / Planung / Projekt:
FNP-Anderung Nr. 53 im Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang:
spatestens bis 30.11.2022

Erérterungstermin:

Datum: ./
Uhrzeit: ./
Ort: ./

Stellungnahme der Behérde oder des sonstigen Trigers 6ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

61.3 StralRenbetrieb, Sachbearbeiterin Frau Hantzschel,

D Keine Stellungnahme erforderlich

I:l Beabsichtigte eigene Planungen und MaB3nahmen, die den o. g. Plan berthren kénnen mit
Angabe des Sachstands:




] Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht iiberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und gef. Rechtsgrundlage:

Stellungnahme StraRenbetrieb
Unbedingt zu beachten: Das Teilstiick aus Flur 15, Flurstiick 137/8 ist keine Verkehrsflache, sondern ein Bestandteil der StraRenbahntrasse (siehe Plane Anhang). Bitte andern.

Stellungnahme StralRenbetrieb, Sachgebiet Ingenieurbauwerke: die an die Baufelder angrenzenden bestehenden &ffentlichen Treppenanlagen sind vor Schaden bei Bauarbeiten jeglicher Art zu
schutzen. Der Abteilung 61.3.2 des Stadtplanungsamtes ist vor Beginn von Bauarbeiten neben einer &ffentlichen Treppenanlage eine fotografische Beweissicherung vorzulegen.

Hinweis: fiir die Nutzung der privaten Unterfiihrung als 6ffentliche Verkehrsflache bei Haus Nr. 9, Teilbereich Gemarkung Bretzenheim, Flur 15, Nr. 143/21 (MVB) liegt dem StralRenbetrieb ein
Gestattungsvertrag vor.

Hinweis: Im B- Plan- Entwurf Le 4 vom 25.10.2022 sind die Verkehrsflachen im zeichnerischen Teil nicht in &ffentliche und private Verkehrsflachen unterteilt (siehe Anlagen). In der
Vergangenheit ist dies bei Verkehrsflachen immer beriicksichtigt worden. Dies sollte nach Einschatzung des Stralenbetriebs auch weiterhin so gehandhabt werden, da es zum besseren
Verstandnis beitragt.

D Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefdhigen Kosten (nur von stddtischen Fachdmtern auszufiillen!)

] Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Mainz, den 21.11.2022 61.3 i.A. S. Hantzschel

Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung
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% Landeshauptstadt
Mainz

Stadtverwaltung Mainz | Amt 67 | Postfach 3820 | 55028 Mainz Griin- und Umweltamt
Andrea Hartmann
Abteilung Umweltplanung

61-Stadtplanungsamt Postfach 3820
55028 Mainz
Haus A | Zimmer 49
Geschwister-Scholl-Str. 4

vorab per F-Mail
Tel. 06131 12-4233

Fax 06131 12-2260
andrea.hartmann@stadt.mainz.de
www.mainz.de

Mainz, 30.11.2022

Bebauungsplan-Entwutf ,,Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)“ und Anderung Nr. 53 des
Flichennutzungsplanes im Bereich des ,,Le 4%

hier: Beteiligung der Triger 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB

(Thr Aktenzeichen 612002 A53 und 6126 Ler 4)

Aktenzeichen: 670516 Le 4

Sehr geehrte Frau Lener,
sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem o. g. Bebauungsplan und Verfahrensschritt teilen wir unseren Aufgabenbereich betreffend
Folgendes mit.

1. Immissionsschutz, Schallschutz
Ein Schallschutzgutachten zu den Fragestellungen der Verkehrslirmeinwirkungen wird derzeit er-
stellt. Erforderliche Regelungen werden im weiteren Bebauungsplanverfahren eingebracht.

2. Naturschutz und Artenschutz, Landschaftsbild
Die Belange des Umweltschutzes sind in einem Umwelthericht zu ermitteln und zu bewerten. Dieser
wird derzeit erarbeitet und fortgeschrieben und wird sodann fiir das weitere Verfahren freigegeben.

Ein erster Entwurf des Artenschutzgutachtens und der Baumerfassung wurde vorgelegt. Es sind An-
derungen und Erginzungen erforderlich, die derzeit mit dem beauftragten Biiro abgestimmt werden.
Anhand der Ergebnisse ist zu priifen, wie vorhandene und prigende Einzelbaume sowie vorhandene
zusammenhangende Gehdlzbestinde erhalten und durch Festsetzungen gesichert werden konnen. In
diesem Verfahrensstadium kann daher aus naturschutzfachlicher Sicht keine abschlieBende Stellung-

nahme zum Bebauungsplanentwurf abgegeben werden.

Erginzungsvorschlige fiir die textlichen Festsetzungen, u.a. fiir den Erhalt und das Anpflanzen von
Biumen, zum Umfang der Begrinung der Freiflichen und baulichen Anlagen, zur Eingriinung der
Kerngebiete und zu Festsetzungen und Hinweisen zum Artenschutz kénnen wir Thnen erst nach Fer-

Buslinien Rheinhessen Sparkasse Information zur Verwendung
Kurmainz-Kaserne/Akademie der Wissenschaften: IBAN: DE4B 5535 0010 1800 0003 31 Ihrer Daten:
505253 |66 |67 |69 660 Swift-Bic, MALADESIWOR www.mainz.de/dsgve
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tigstellung der Gutachten votlegen, Wir bitten daher im weiteren Verfahten um Abstimmung und
gemeinsame Weiterentwicklung der Festsetzungen und des Bebauungsplanentwurfes.

Bereits jetzt erkennbar haben wir folgende Anregungen und bitten im weiteren Verfahren um Ab-
summung:

Die festgesetzten baulichen Ausnutzungen im Kerngebiet ,MIK1“ (GRZ mit Unterbauung 1,0) in
Verbindung mit dem festgesetzten Geh- und Fahrrecht fithren zum Verlust des vorhandenen Baum-
und Vegetationsbestandes der vorhandenen 6ffentlichen Grinflichen und auf dem privaten Bau-
grundstiick (voraussichtlich ca. 38 Baume). Ein Grofteil der Baume (ca. 24 Biume) ist gemil der
Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestandes geschiitzt. Auch der Erhalt des in der Planzeich-
nung festgesetzten Baumes im ,,MK1“ ist mit den Festsetzungen zur Ausnutzung des Grundstiickes
(Baulinie, Tiefgarage und Stellplitze) nicht sicher gewihrleistet. Dies gilt auch fiir die im Grenzbe-
reich vorhandenen Baume zwischen ,, MIK1% und den Verkehrsflichen mit besonderer Zweckbe-
stimmung.
Aufgrund der Uberlagerung mit Geh- und Fahrrechten und da die Ertrichtung oberirdischer Stellplit-
ze und deren Zufahrten nicht ausgeschlossen ist, ist eine Begriinung det nicht mit Gebiuden iiber-
“stellten Grundstiicksflichen nicht gewihrleistet. Eine wirksame Eingrinung mit Gehélzen im Not-
den (siche Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 5.2.1) scheint auch bei einer ggf. zurickgesetzten
Erdgeschosszone nicht moglich. Es verbleibt damit ggf. nur ein ,,Restgriin® entlang der westlichen
Grundstiicksgrenze, dessen Umfang ca. 5 % des Baugrundstiickes (ca. 115 qm) entspticht. Die Pflan-
zung von Baumen u.a. als Kompensation und gemal} den Vorgaben der Grinsatzung ist auf dem ca.
2,50 m breiten Grundstiicksstreifen zwischen Weg und Baugrenze unter Berlicksichtigung des
Baumwachstums (arttypische Kronenausbildung), der angrenzenden Bestandssituation (bereits vor-
handene Baume, Verschattung) und des Nachbarrechtes aus fachlicher Sicht nicht moglich.
Im Vergleich zum Bestand und des rechtskriftigen Bebauungsplanes ,,ladenzentrum Lerchenberg-
Erginzung (B91)“ (GRZ 0,4 zzgl. Stellplitze) fithren die Festsetzungen im ,,MK1% zu einer Zunahme
der Versiegelung und folglich zu Auswirkungen fur die Schutzguter Boden und Wasser und als Le-
bensgrundlage auch fiir Tiere und Pflanzen. Auch vor dem Hintergrund der Sicherung der Freiraum-
qualitat und der klimaokologischen Anforderungen (z.B. Klimawandel und Anpassung an den Kli-
mawandel) bestehen Bedenken zum Mal} der Nutzung. Im weiteren Verfahren bitten wir um Ab-
stimmung zur Sicherstellung eines angemessenen Begrinungsanteils und Begriinungsqualitit im
»MIK1% 2. B. durch Ausschluss von oberirdischen Stellplitzen und Zufahrten, Riicknahme der Bauli-
nien und Baugrenzen und Festsetzungen zur Begriinung der Freiflichen und dem Anpflanzen von
Baumen.

Wir regen weiterhin an, die Begriinung von Stellplitzen (je angefangene 4 Stellplitze sind mit einem
Baum zu tberstellen) als erginzende Festsetzung aufzunehmen. Die zulissigen Nutzungen im Gel-
tungsbereich sind i. d. R. mit einem hohen Stellplatzbedarf verbunden. Die Unterbtingung von Stell-
platzen in Tiefgaragen ist nicht zwingend vorgesehen und daher die Errichtung oberirdischer grofBfli-
chiger (und nicht Giberdachter) Stellplatzanlagen moglich. Vor dem Hintergrund der temperaturbe-
dingten Folgen des Klimawandels und den neusten Erkenntnissen aus dem Projekt KLIMPRAX
(Klimaanpassung in der Praxis) ist dem Klimawandel und den zunehmenden Hitzebelastungen mit
entsprechenden AnpassungsmaBnahmen zu begegnen. Dazu kann die Begrinung von Stellplitzen
beitragen.
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3. Altlasten, Bodenschutz

Bodenschutz:

Der Geltungsbereich ist geprigt von einer nahezu kompletten Uberbauung mit Gebiuden und Ver-
kehrsflichen. Insbesondere im festgesetzten Kerngebiet , MK 1% im Westen fihrt die geplante Erho-
hung der GRZ von 0,4 auf 0,85 zu einer erheblichen Inanspruchnahme des Schutzguts Boden. Durch
die geplante Versiegelung gehen die natiirlichen Funktionen des Bodens vollstindig verloren. Auffal-
lig ist insbesondere die unglinstige Anordnung der Baulinie sowie des Geh- und Fahrrechts im Nor-
den und Osten von MK 1. Die Planung zieht dadurch zwangsliufig einen befestigten Gehweg bzw.
eine Zufahrt nach sich.

Das LBodSchG fordert einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden, u.a. durch die
Begrenzung der Flacheninanspruchnahme und Bodenversiegelung auf das notwendige Mal3 (§ 2
LBodSch). .

Eine Begrenzung auf das notwendige MaB ist bei der vorgelegten Planung nicht austeichend erkenn-
bar. Aus bodenschutzrechtlicher Sicht kann der Erhohung der Flachenausnutzung mit einer GRZ
von 0,85 durch Inanspruchnahme bisher unversiegelter Flichen nicht zugestimmt werden.

Altlasten:
Im Geltungsbeteich des Bebauungsplans liegt ein registtierter und beteits untersuchter Altstandort
sowie eine Verdachtsflache, die im Verdachtsflichenkataster der Stadt Mainz erfasst ist.

Der Altstandort ,,chem. Chemische Reinigung W. Krag™ befindet sich in der Regerstralie 19 und ist
im Bodeninformationssystem Rheinland-Pfalz (BIS-BoKat) unter der Nr. 315 00 000-5197registriert.
Der Altstandort wurde bereits untersucht und anschlielend von der Struktur- und Genehmigungsdi-
rektion (SGD) Siid, im Hinblick auf die geplante Folgenutzung als Seniorenzentrum, als ,,nicht alt-
lastverdichtig® eingestuft.

Die Verdachtsfliche ,,Druckerei Servisa Werbung GmbH* (Offset-Drucketei, Reproduktionen) be-
findet sich in der HindemithstraBe 27 und war von 1974 bis 1976 an diesem Standort gemeldet und
bis 1979 im Adressbuch vermerkt.

Auf dem Grundstiick Hindemithstralle 27 fand die verdichtige Nutzung (Druckere) in geschlosse-
nen Raumen oberhalb versiegelter Flichen (Bodenplatte) statt. Das Gebiude ist nicht unterkellert
und Teil eines in den 1960er Jahren gebauten Ladenzentrums im Stadtteil Mainz-Lerchenberg.
Aufgrund des kurzen Betriebszeitraums und des kleingewerblichen MafBstabs (106 m?) kann ein aku-
ter Verdacht auf schidliche Bodenverinderungen bzw. eine unmittelbare Gefihrdung auf Basis der
Aktentecherche nicht verifiziert werden. Aus Sicht der unteren Bodehschutzbehorde besteht daher
kein Untersuchungsbedarf. Eine Erfassung im Bodeninformationssystem Rheinland-Pfalz (BIS-
BokKat) ist bisher nicht erfolgt.

4. Wasserwirtschaft, Niederschlagswasserversickerung

Das Plangebiet wird im Trennsystem entwissert. Anfallendes Niederschlagswasser gelangt in den sog.
»Ententeich, wo es verdunstet bzw. versickert. Die Festsetzung der Dachbegriinungspflicht und die
Verwendung wasserdurchlissiger Belige wird dariiber hinaus begriiBt.

5. Griinordnung, Freiraumplanung

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes geht im Westen 6ffentliche Griinfliche mit Geholz-
bewuchs in einem Umfang von ca. 390 gm und stidtischer Baumbestand verloren, die sich in der Un-
terhaltung des Griin- und Umweltamtes befinden. Ein GroBteil der Baume ist nach der Rechtsver-
ordnung zum Schutz des Baumbestandes geschiitzt. Zusammen mit dem Gehélzbestand auf den pri-
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vaten Grundstiicken bilden diese Flichen die Grinverbindung zum Stadtteilpark Lerchenberg und
den begrunten Flachen des Schulgelindes. Thre Bedeutung fiir den Freiraum und die Stadtokologie
ergibt sich auch aus der Lage innerhalb eines stark versiegelten und verdichteten Stadtbereiches. Der
Verlust der Verknlipfung der Grinstrukturen des Brunnenplatzes mit den nordwestlich angrenzen-
den Bereichen des Stadtteilparks und des Schulgelindes durch Rodung und Uberbauung der beste-
henden 6ffentlichen Grinflichen wird weiterhin abgelehnt. '

Sofern an einer Baulinie festgehalten wird, regen wir an vor det Schaffung von Bautechten zu prifen,
ob die Stadt Mainz, das Grundstiick verduBert, da sonst die Bebauung des Grundstiickes gefihrdet
sein konnte. Alternativ kénnte die Darstellung einer Baugrenze zielfihrend sein.

Die Verwirklichung des Bebauungsplans im Hinblick auf die festgesetzte 6ffentliche Grinfliche ohne
Zweckbestimmung im Bereich der privaten' Garagenanlagen zwischen Regerstralle und Einkaufszent-
rum ist nicht realistisch und wird auf absehbare Zeit nicht umsetzbar sein. Auch durch den vorhan-
denen Hohenversprung (> 4 m) wird eine Realisierung erschwert.

Aus freiraumplanerischer Sicht wird die Bebauung mit einer Traufhdhe von tber 25 m im Westen in
unmittelbarem Anschluss an den bestehenden Brunnenplatz kritisch beurteilt. Die sich ergebende
Héhe der aufgehenden Fassade wirkt in Relation zu den Dimensionen der Platzfliche zu massiv und
hat ethebliche Auswirkungen auf Aufenthaltsqualitit und Attraktivitit des 6ffentlichen Raumes. Der
Vetlust der Baumstandorte entlang des westlichen Platzrandes ist durch Abriicken der Baulinie zu
vermeiden.

Bei der durch das festgesetzte Geh- und Fahrrecht gesicherten Fullwegeverbindung ist zu priifen, ob
die Barrierefreiheit gewihrleistet werden kann.

Im Bereich der Hindemithstralle sind die vorhandenen Baumstandorte durch Festsetzung weiterer
anzupflanzender Biume zu erginzen.

Mit freundlichen Griflen

Nehrbald
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Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger 6ffentlicher Belange gemil § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfiihrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. [hre Stellungnahme ist zu be-
grinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwiagung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Ihnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens iiber thnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergeschene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Lea Lener
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-122371
Zitadelle Bau A Fax: 06131 -122671
Postfach 38 20 E-Mail: Lea.Lener@stadt.mainz.de
55028 Mainz Aktz.: 6126—Ler4

Verfahren / Planung / Projekt:

FNP-Anderung Nr. 53 im Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4= ;i
Stadtverwaltung Mainz
61 - Stadtplanungsamt
Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Kingang:
spédtestens bis 30.11.2022
Erdrterungstermin: Eingang: - 1. Dez. 2022
Datum: ./
Uhrzeit: ./ Antw.Dez. | z.d.lid. A | Wu. | R
Ort: ./ Abt. 0 1 9 1 |
SG: jof1 I EREIERRER
oB: lol1l2]3|a|s5]|6|7]8

Stellungnahme der Behorde oder des sonstigen Trigers 6ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

' Stadtverwaitung Mai
- v L --g vi2mne 2 [2
A.llt ml"WlﬂSCh&ft und Licgcnmﬂm f“:",safja ‘1 4 bl ﬂ’:a{l (( )
Posifach 38 20 g o N R
. 55028 Maing il 1erdellec! 14 *

O Keine Stellungnahme erforderlich

Beabsichtigte eigene Planungen und MaBnahmen, die den o. g. Plan berithren kénnen mit
Angabe des Sachstands:
Aus Sicht des 80- Amt fur Wirtschaft und Liegenschaften gilt es anzumerken, dass derzeit die
Eigentiimer der privaten Stellplatze angeschrieben werden um |hnen die Pléne fiir beabsichtigte
Umgestaltung der Parkplatze zu erldutern.

Um die Umgestaltung vornehmen zu kénnen, ist unbedingt die Zustimmung aller Eigentiimer
erforderlich.

Weiterhin stehen wir mit den Eigentiimern des "Hotels am Lerchenberg" in Kontakt. Derzeit sind noch
einige offene Punkte zu kléren. Insbesondere die Vorgaben des 61 Stadtplanungsamtes miissen von
den Eigentimern akzeptiert werden. Zudem steht immer noch die ablehnende Haltung des 67
Griinamtes im Raum.

Sollten alle Bedenken ausgerdumt sein, ist vorgesehen, eine stadtische Flache in der GréRe von ca.
437 gm zu verauftern. Eine entsprechende Beschlussvorlage fiir die stadtischen Gremien wird von uns
vorbereitet.
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] Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht iberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Maoglichkeiten der UBcrwindung (z- B. Ausnahmen oder Befreiungen):

O Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage:

O Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtischen Fachimtern auszufiillen!)

D Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

;ﬁ (i 4 .IC_,U, L

................... DT LT TP B PP P PP PP PR PETEEP R

Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung



RE: [EXTERN] "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)" - Beteiligung der Trager offentlicher
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Rainer Gandras an Lea.Lener@stadt.mainz.de 27.10.2022 14:48
Von "Rainer Gandras" <Rainer.Gandras@ KMW-AG.de>
An "Lea.Lener@stadt.mainz.de" <Lea.Lener@stadt.mainz.de>

Sehr geehrte Damen und Herren,
die von uns betreuten Gashochdruckleitungen der

e KMW Gastransport GmbH
e Kraftwerke Mainz-Wiesbaden AG

sind von der im Betreff genannten Baumalnahme nicht betroffen .

Diese Planauskunft bezieht sich nur auf die 0.g. Gashochdruckleitungen und
entbindet Sie nicht davon, bei allen Tragern offentlicher Belange im
Maflnahmenbereich Planauskunft einzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Planauskunfte zu Fernwarmeleitungen in Mainz bei der
vorliegenden Planauskunft nicht enthalten sind. Diese sind separat bei der Mainzer
Fernwarme GmbH einzuholen. Auskunft erhalten Sie unter:
MFW-Planauskunft@KMW-AG.de

Far Ruckfragen stehen wir gerne zur Verfigung.
Mit freundlichen Grul3en

Rainer Gandras
Infrastruktur / Dokumentation & Planauskunft

KMW AG - Kraftwerkallee 1 - 55120 Mainz
Telefon: +49 6131976—-16432
rainer.gandras@kmw-ag.de - www.kmw-ag.de

Planauskunft:
Telefon: +49 6131976—-16421
planauskunft@kmw-ag.de

Kraftwerke Mainz-Wiesbaden AG

Sitz der Gesellschaft: Mainz

Registergericht: Amtsgericht Mainz, HRB 0128

Vorstand: Dr.-Ing. Oliver Malerius (Vorsitz), Dipl.-Ing. (FH) Jorg Hohler, Stephan
Krome

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Oberburgermeister Michael Ebling, Mainz
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Diese E-Mail enthalt vertrauliche und/oder rechtlich geschitzte Informationen. Wenn
Sie nicht der richtige Adressat sind oder diese E-Mail irrtimlich erhalten haben,
informieren Sie bitte sofort den Absender und vernichten Sie diese E -Mail. Das
unerlaubte Kopieren sowie die unbefugte Weitergabe dieser E -Mail ist nicht
gestattet.

This e-mail may contain confidential and/or privileged information. If you are not the
intended recipient (or have received this e-mail in error) please notify the sender
immediately and destroy this e-mail. Any unauthorized copying, disclosure or
distribution of the material in this e-mail is strictly forbidden.

From: Lea.Lener@stadt.mainz.de <Lea.Lener@stadt.mainz.de>

Sent: Wednesday, October 26, 2022 3:30 PM

Subject: [EXTERN] "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)" - Beteiligung der Trager
offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Bauleitplanung - Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2
BauGB, Beteiligung des Ortsbeirates gemaR § 75 GemO sowie
landesplanerische Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehorde

Anderung Nr. 53 des Flichennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des
Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 20 02- A 53

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 26 — Ler 4

Sehr geehrte Damen und Herren,

gem. § 4 Abs. 2 BauGB informieren wir Sie Uber die Aufstellung der o. g.
Bauleitplane im Sinne des § 1, § 4 und § 9 BauGB und bitten Sie um Stellungnahme
fur den Ihnen obliegenden Aufgabenbereich, soweit diese flr die stadtebauliche
Entwicklung und Ordnung des Plangebietes bedeutsam ist.

Ihre Stellungnahme soll Hilfe bei der Gestaltung des Inhaltes der Bauleitplanung und
fur die gerechte Abwagung der beruhrten 6ffentlichen und privaten Belange geben.
Bitte verwenden Sie nach Mdglichkeit das im Internet eingestellte Formblatt.

Um die mit den Anhorverfahren verbundenen Materialkosten zu senken, sind die
Unterlagen ab dem 27.10.2022 im Internet einsehbar.

Mit folgenden Schritten gelangen Sie zu den Unterlagen:

1. https://www.mainz.de/stadtplanungsamtaufrufen,

2. Rubrik "Behordenbeteiligung" auswahlen,



3. Link zu o. g. Bauleitplanverfahren anklicken,
4. Folgende Zugangsdaten eingeben:

Name:
Passwort:

5. Das Kartenfenster 6ffnet sich mit Darstellung des Plangebietes. Sodann erst
auf den Info-Button Elund dann auf das Plangebiet klicken. Es 6ffnet sich ein
Fenster mit den erforderlichen pdf-Dateien.

6. Auf den Link zur jeweiligen pdf-Datei klicken und erneut die Zugangsdaten
eingeben.

Wir mdchten ausdricklich darauf hinweisen, dass die Zugangsdaten (Name und
Passwort) ausschlieflich fur Ihre Behorde / Dienststelle bestimmt sind und eine
Weitergabe an Dritte nicht gestattet ist.

Falls erforderlich, kbnnen von lhnen Eintragungen (z. B. Ver- und
Entsorgungsleitungen, spezielle Festsetzungsvorschlage, Hinweise, etc.) nach
entsprechendem Ausdruck (evtl. nur als Ausschnitt) handschriftlich vorgenommen
werden. Die pdf-Dateien sind nicht mit einem Schreibschutz versehen, so dass Sie
Ihren Beitrag auch in digitaler Form einfugen konnen.

Sollten Sie die Planunterlagen wie bisher in "Papierform" winschen, so lassen Sie
uns dieses bitte schnellstmdglich, spatestens bis zum 07.11.2022 wissen. Die
Unterlagen werden Ihnen dann umgehend zugesandt. Eine Fristverlangerung ist
dadurch nicht moglich. Fir Ihre diesbezugliche Unterstitzung bedanken wir uns im
Voraus.

Die stadtischen Fachamter werden gebeten, samtliche Kosten und Folgekosten, die
aus dem Bauleitplanverfahren entstehen so detailliert wie moglich anzugeben.
Hierbei sollte nach umlagefahigen und nicht umlagefahigen Kosten unterschieden
werden. Orientierung bietet hier die Checkliste ,Kosten flur Baulandproduktion®, die
am 17.01.2006 im Wirtschaftsausschuss beraten wurde.

Des Weiteren werden die stadtischen Fachamtern gebeten, die vom Stadtrat am
29.04.2009 beschlossenen Vorgaben zur Familienfreundlichkeit zu beachten.

Ihre fachliche Stellungnahme erwarten wir bis spatestens 30.11.2022. Wir gehen
davon aus, dass Ihre Belange nicht berthrt werden, wenn Sie sich innerhalb der
Frist nicht aulzern.

Die vorliegende Planung befindet sich noch im Verfahren und ist noch nicht
rechtsverbindlich bzw. wirksam; sie darf weder an Dritte weitergegeben noch der
Offentlichkeit zuganglich gemacht werden.

Gem. § 3 Abs. 2 BauGB werden Sie uber die 6ff. Auslegung des o. g. Projektes im
weiteren Verfahren benachrichtigt.



Bereits jetzt weisen wir Sie auf die Verpflichtung der Behorden gemal} § 4 Abs. 3
BauGB hin. Danach ist nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens die Stadt Mainz,
hier das Stadtplanungsamt, zu unterrichten, sofern nach den lhnen vorliegenden
Erkenntnissen die Durchfliihrung des Bauleitplanes erhebliche, insbesondere
unvorhergesehene, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Mit freundlichen Grifen

i.A. Lea Lener

% Landeshauptstadt
Mainz

Landeshauptstadt Mainz
Stadtplanungsamt
Abteilung Stadtplanung
Lea Lener

SG Verbindliche Bauleitplanung/ AuBenbezirke
Postfach 38 20

55028 Mainz

Zitadelle Bau A

Tel 06131 -122371
Fax 061 31 -12 26 71
www.mainz.de

Information zur Verwendung lhrer Daten: www.mainz.de/dsgvo




Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)" - Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gem . § 4
Abs. 2 BauGB

Koordinierung_SWN an Lea.Lener@stadt.mainz.de 05.12.2022 16:40
Kopie "Bruno Fritsche"

Von "Koordinierung_SWN" <Koordinierung@mainzer-netze.de>
An "Lea.Lener@stadt.mainz.de" <Lea.Lener@stadt.mainz.de>
Kopie "Bruno Fritsche" <Bruno.Fritsche@mainzer-netze.de>

Bauleitplanung - Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2
BauGB, Beteiligung des Ortsbeirates gemaR § 75 GemO sowie
landesplanerische Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehorde

Anderung Nr. 53 des Flichennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des
Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 20 02- A 53

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 26 — Ler 4

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Lener,

Bezug nehmend auf Ihr Schreiben vom 26.10.2022 teilen wir lhnen im Folgenden
noch unsere Stellungnahme mit.

Die Mainzer Netze GmbH bittet um Erganzung von Leitungsrechten im privaten
Grundstuck ,MK3“ (siehe Begrindung Pkt. 5.7). Im norddstlichen Randbereich
verlaufen eine Wasseranschlussleitung sowie ein 20 kV-Stromkabel sowie 2 x
Steuerkabel. Die Versorgungsleitungen werden weiterhin bendtigt und sollten
ebenfalls mit einem Leitungsrecht gesichert werden.

Wir bitten dies noch im Bebauungsplan-Entwurf zu berticksichtigen.

Anlagen:

Mit freundlichen GrufRen
Im Auftrag
Peter Zytur

4
RVL MANZR
* K NETZE

Mainzer Netze GmbH
Technische Planung / Engineering
TFM 11 - Tiefbau / Koordinierung

Rheinallee 41
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55118 Mainz

Tel: +49 (6131) 12-6714
Email: koordinierung@mainzer-netze.de

Mainzer Netze GmbH

Sitz der Gesellschaft: Mainz

Registergericht: Amtsgericht Mainz, HRB 41319

Geschaftsfihrung: Dipl.-Ing. Michael Worch, Dipl.-Ing. Mithun Basu MBA

http://www.mainzer-netze.de

Diese Mail und deren Anhange enthalten vertrauliche und / oder rechtlich
geschutzte Informationen.

Wenn sie nicht der richtige Adressat sind oder diese Mail irrtimlich erhalten haben,
informieren sie

bitte sofort den Absender und vernichten sie diese E-Mail. Jegliche Art der
Verwendung, Vervielfaltigung

oder Weitergabe ist nicht gestattet.

From: Lea.Lener@stadt.mainz.de <Lea.Lener@stadt.mainz.de>

Sent: Wednesday, October 26, 2022 3:30 PM

Subject: Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)" - Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Bauleitplanung - Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2
BauGB, Beteiligung des Ortsbeirates gemaR § 75 GemO sowie
landesplanerische Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehorde

Anderung Nr. 53 des Flichennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des
Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 20 02- A 53

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 26 — Ler 4

Sehr geehrte Damen und Herren,

gem. § 4 Abs. 2 BauGB informieren wir Sie Uber die Aufstellung der o. g.
Bauleitplane im Sinne des § 1, § 4 und § 9 BauGB und bitten Sie um Stellungnahme
fur den Ihnen obliegenden Aufgabenbereich, soweit diese fir die stadtebauliche

Entwicklung und Ordnung des Plangebietes bedeutsam ist.

Ihre Stellungnahme soll Hilfe bei der Gestaltung des Inhaltes der Bauleitplanung und



fur die gerechte Abwagung der beruhrten offentlichen und privaten Belange geben.
Bitte verwenden Sie nach Moglichkeit das im Internet eingestellte Formblatt.

Um die mit den Anhorverfahren verbundenen Materialkosten zu senken, sind die
Unterlagen ab dem 27.10.2022 im Internet einsehbar.

Mit folgenden Schritten gelangen Sie zu den Unterlagen:

1. https://www.mainz.de/stadtplanungsamtaufrufen,

2. Rubrik "Behdrdenbeteiligung" auswahlen,

3. Link zu o. g. Bauleitplanverfahren anklicken,

4. Folgende Zugangsdaten eingeben:

Name:

Passwort:

5. Das Kartenfenster 6ffnet sich mit Darstellung des Plangebietes. Sodann erst

auf den Info-Button Elund dann auf das Plangebiet klicken. Es &ffnet sich ein
Fenster mit den erforderlichen pdf-Dateien.

6. Auf den Link zur jeweiligen pdf-Datei klicken und erneut die Zugangsdaten
eingeben.

Wir méchten ausdricklich darauf hinweisen, dass die Zugangsdaten (Name und
Passwort) ausschlieflich fur Ihre Behorde / Dienststelle bestimmt sind und eine
Weitergabe an Dritte nicht gestattet ist.

Falls erforderlich, kbnnen von lhnen Eintragungen (z. B. Ver- und
Entsorgungsleitungen, spezielle Festsetzungsvorschlage, Hinweise, etc.) nach
entsprechendem Ausdruck (evtl. nur als Ausschnitt) handschriftlich vorgenommen
werden. Die pdf-Dateien sind nicht mit einem Schreibschutz versehen, so dass Sie
Ihren Beitrag auch in digitaler Form einfugen konnen.

Sollten Sie die Planunterlagen wie bisher in "Papierform" winschen, so lassen Sie
uns dieses bitte schnellstmdglich, spatestens bis zum 07.11.2022 wissen. Die
Unterlagen werden Ihnen dann umgehend zugesandt. Eine Fristverlangerung ist
dadurch nicht moglich. Fur lhre diesbezugliche Unterstitzung bedanken wir uns im
Voraus.

Die stadtischen Fachamter werden gebeten, samtliche Kosten und Folgekosten, die
aus dem Bauleitplanverfahren entstehen so detailliert wie moglich anzugeben.
Hierbei sollte nach umlagefahigen und nicht umlagefahigen Kosten unterschieden
werden. Orientierung bietet hier die Checkliste ,Kosten flr Baulandproduktion®, die
am 17.01.2006 im Wirtschaftsausschuss beraten wurde.

Des Weiteren werden die stadtischen Fachamtern gebeten, die vom Stadtrat am



29.04.2009 beschlossenen Vorgaben zur Familienfreundlichkeit zu beachten.

Ihre fachliche Stellungnahme erwarten wir bis spatestens 30.11.2022. Wir gehen
davon aus, dass Ihre Belange nicht berthrt werden, wenn Sie sich innerhalb der
Frist nicht aulzern.

Die vorliegende Planung befindet sich noch im Verfahren und ist noch nicht
rechtsverbindlich bzw. wirksam; sie darf weder an Dritte weitergegeben noch der
Offentlichkeit zuganglich gemacht werden.

Gem. § 3 Abs. 2 BauGB werden Sie uber die 6ff. Auslegung des o. g. Projektes im
weiteren Verfahren benachrichtigt.

Bereits jetzt weisen wir Sie auf die Verpflichtung der Behérden gemall § 4 Abs. 3
BauGB hin. Danach ist nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens die Stadt Mainz,
hier das Stadtplanungsamt, zu unterrichten, sofern nach den Ihnen vorliegenden
Erkenntnissen die Durchfiihrung des Bauleitplanes erhebliche, insbesondere
unvorhergesehene, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Mit freundlichen GrufRen

i.A. Lea Lener

% Landeshauptstadt
Mainz

Landeshauptstadt Mainz
Stadtplanungsamt
Abteilung Stadtplanung
Lea Lener

SG Verbindliche Bauleitplanung/ AuBenbezirke
Postfach 38 20

55028 Mainz

Zitadelle Bau A

Tel061 31 -122371
Fax 0 61 31 -122671
www.mainz.de

Information zur Verwendung lhrer Daten: www.mainz.de/dsgvo

2022_12_05_Ausschnitt_Le4_MK4_L eitungsrechte_MainzerNetze.pdf

MainzerNetze_Leitungsbestand_Hindemithstr_Regerstr_M250_A3.pdf
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Planwerk: Telekommunikation, Strom, Wasser (Bestgnd)
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Stellungnahme der MVG als TOB zu LE 4
Johannes Kéck an Lea.Lener@stadt.mainz.de 30.11.2022 10:25
Kopie "Kron, Christian", "Bettina Schumann"

Von "Johannes Kock" <johannes.koeck@mainzer-mobilitaet.de>
An "Lea.Lener@stadt.mainz.de" <Lea.Lener@stadt.mainz.de>
Kopie "Kron, Christian" <christian.kron@stadt.mainz.de>, "Bettina Schumann"

<Bettina.Schumann@stadt.mainz.de>

Guten Tag Frau Lener,
anbei die Stellungnahme der MVG zum LE4 Einkaufszentrum Lerchenberg.

Da die Eintragung in der Rubrik ,sonstige fachliche Anregungen und Informationen
[...]* in sehr kleiner SchriftgréRe sind diese hier nochmal im Folgenden.

Finanzielle Auswirkungen: Beim Bau der Strallenbahn handelt es sich um eine
durch Bund und Land geférderte MaBnahme (GVFG, LVFGKom). Der hiervon im
wesentlichen betroffenen Bereich umfasst den sidlichen Teil des Plangebietes,
beginnend mit dem Griinstreifen mittig der Hindemithstral3e. Werden mit
offentlichen Mitteln geférderte Bereiche innerhalb der bestehenden
Mindestvorhaltezeit umgebaut, sind die geflossenen Férdermittel an die
Foérdermittelgeber durch den Veranlasser anteilig Verkehrsplanung zurtickzuzahlen.
Verkehrliche Auswirkungen/Anregungen: Die Hindemithstral3e wird durch mehrere
Buslinien von MVVG und KRN befahren, die Haltestelle "Hindemithstral3e" ist
Endstelle ftir Buslinien der MVG und der KRN. Die "Verkehrsfldche besonderer
Zweckbestimmung" schliel3t die Befahrung mit Bussen aus, der Busverkehr ist liber
die stidliche Richtungsfahrbahn zu fiihren, eine Bushaltestelle in Richtung
Biirgerhaus ist im Plangebiet vorzusehen (vgl. NVP-Vorgaben zum Einzugsradius).
Aufgrund des Wendevorganges der Busse (Endstelle) sind Wendemoglichkeiten
an den éstlichen und westlichen Endes des Plangebietes (Hbhe Brucknerstralle
und Brahmsweg/Palestrinaweg) vorzusehen. Um Aufstell- und
Uberholméglichkeiten an der Endstelle HindemithstraBe zu schaffen regen wir an
der Planumagriff auf Héhe des Spielplatzes Brahmsweg zu erweitern und die
ehemalige Busbucht in gerade Flucht bis zur Einmiindung Brahmsweg riick zu
verldngern um Pausenpositionen fiir den OPNV zu schaffen. Zum Themenkomplex
haben bereits mehrere Gesprdche mit dem Stadtplanungsamt Verkehrsplanung
stattgefunden.

Die Eintragungen in der Rubrik ,Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit [...]*
sollten in lesbarer GroRe sein, dennoch auch nochmal an dieser Stelle.

Fir Teilbereiche des Geltungsbereiches LE4 besteht ein gliltiger
"Planfeststellungsbeschluss fiir den Neubau der StralBenbahn vom Hauptbahnhof
Mainz-West (ber Mainz-Bretzenheim, Mainz- Marienborn nach Mainz-Lerchenberg

- Mainzelbahn" vom 30.08.2013. Der Bebauungsplan LE4 ist auf Konformitét zum
Planfeststellungsbeschluss mit den darin enthaltenen Auflagen und Festlequngen zu
priifen. So befinden sich beispielsweise bilanzierte Ausgleichspflanzungen im
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Grtinstreifen der Hindemithstral3e ebenso wurden auch Festlegungen zum
Ausgleich von Parkpléatzen getroffen.

Die Strallenbahntrasse ist eine Anlage nach BOStrab, sie muss den Vorgaben des
Regelwerkes und mit geltenden Anlagen und Richtlinien entsprechen. Anlage und
Betrieb sind durch die technische Aufsichtsbehérde (Regierungspréasidium
Darmstadt in Organleihe des LBM Speyer) genehmigt, Anderungen hiervon
bedilirfen erneuter Zustimmung / Genehmigung durch die Behérde. Die Anlage
muss zu jeder Zeit in einem genehmigten Zustand befinden. Die nach PBefG
genehmigten Linien missen zu jeder Zeit betrieben werden kbnnen.

Fiar Ruckfragen stehe ich gerne zur Verfugung.

Mit freundlichen GrifRRen
Prokurist, stellv.Betriebsleiter BOStrab / BOKraft

Johannes Kock

Abteilungsleiter MAP
MAP - Mobilitatsangebot & Produkte

Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH
MozartstralRe 8, 55118 Mainz

Tel. +49 6131 12-6257

johannes.koeck@mainzer-mobilitaet.de
www.mainzer-mobilitaet.de

Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH

Vorsitzende des Aufsichtsrates: Janina Steinkriiger

Geschaftsfuhrung: Dipl.-Ing. Jochen Erlhof und Berit Schmitz

Sitz der Gesellschaft: Mainz - Registergericht: Amtsgericht Mainz HRB 7351

3754 _rueckantwort_MVG_unterzeichnet.pdf



Stadt Mainz: Beteiligung der Behirden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange

Mit der Bereiligung wird Thnen als Triger 6ffentlicher Belange gemiB § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen, Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
griinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadrrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens iiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Ihre Stellungnahme kann selbstverstandlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblartes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Lea Lener
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-122371
Zitadelle Bau A Fax: 06131-122671
Postfach 38 20 E-Mail: Lea.Lener@stadt.mainz.de
55028 Mainz Aktz.: 6126 —Ler4

Verfahren / Planung / Projekt:
FNP-Anderung Nr. 53 im Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang:
spdtestens bis 30.11.2022

Erorterungstermin:

Datum: ./

Uhrzeit: ./

Ort: ./

Stellungnahme der Behorde oder des sonstigen Trigers dffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers offentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH
MozartstralRe 8, 55118 Mainz
johannes.koeck@mainzer-mobilitaet.de, Tel.: 0151-12549514

D Keine Stel.lungnahme erforderlich

U Beabsichtigte eigene Planungen und MaBnahmen, die den o. g. Plan besiihren kénnen mit
Angabe des Sachstands:




Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwiigung nicht iiberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Fiir Teilbereiche des Geltungsbereiches LE4 besteht ein giltiger "Planfeststellungsbeschluss fir den
Neubau der Stralenbahn vom Hauptbahnhof Mainz-West (iber Mainz-Bretzenheim, Mainz-
Marienborn nach Mainz-Lerchenberg - Mainzelbahn" vom 30.08.2013. Der Bebauungsplan LE4 ist auf
Konformitat zum Planfeststellungsbeschluss mit den darin enthaltenen Auflagen und Festlegungen zu
prifen. So befinden sich beispielsweise bilanzierte Ausgleichspflanzungen im Griinstreifen der
HindemithstralRe ebenso wurden auch Festlegungen zum Ausgleich von Parkpléatzen getroffen.

Die StraRenbahntrasse ist eine Anlage nach BOStrab, sie muss den Vorgaben des Regelwerkes und
mit geltenden Anlagen und Richtlinien entsprechen. Anlage und Betrieb sind durch die technische
Aufsichtsbehérde (Regierungsprasidium Darmstadt in Organleihe des LBM Speyer) genehmigt,
Anderungen hiervon bediirfen erneuter Zustimmung / Genehmigung durch die Behérde. Die Anlage
muss zu jeder Zeit in einem genehmigten Zustand befinden. Die nach PBefG genehmigten Linien
miissen zu jeder Zeit betrieben werden kénnen.

Rechtsgrundlagen:

- Planfeststellungsbeschluss des LBM Speyer, Aktenzeichen V 11-14-334-11-02
- BOStrab
- PBefG

Maglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Bei Abweichungen sind rechtliche Priifungen einzuholen, ob und/oder in welcher
Weise Ausnahmen oder Befreiungen von Vorgaben der Planfeststellung mdglich sind.

Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage:

Finanzielle Auswirkungen: Beim Bau der Strafienbahn handelt es sich um eine durch Bund und Land geforderte Mafinahme (GVFG, LVFGKom) . Der hiervon im
wesentiichen betroffenen Bereich umfasst den siidiichen Teil des Plangebietes, beginnend mit dem Grunstreifen mittig der Hindemithstrafie. Werden mit &ffentlichen
Mitteln gefarderte Bereiche innerhalb der bestehenden Mindestvorhaltezeit umgebaut, sind die geflossenen Férdermittel an die Fordermittelgeber durch den
Veranlasser anteilig Verkehrsplanung zunickzuzahlen.

Verkehriiche Auswirkungen/Anregungen: Die Hindemithstrafie wird durch mehrere Buslinien von MVG und KRN befahren, die Hallestelle "Hindemithstrale" ist
Endstelle fur Busfinien der MVG und der KRN, Die "Verkehrsfliiche besonderer Zweckbestimmung® schiiefit die Befahrung mit Bussen aus, der Busverkehr ist Uber die
sadliche Richtungsfahrbahn zu fuhren, eine Bushaltestelle in Richtung Blrgerhaus ist im Plangebiet vorzusehen (vgl. NVP-Vorgaben zum Einzugsradius). Aufgrund des
Wendevorganges der Busse (Endstelle) sind Wendemaglichkeiten an den stiichen und westlichen Endes des Plangebietes (Héhe Brucknerstralie und
Brahmsweg/Palestrinaweg) varzusehen, Um Aufstell- und Uberholmaglichkeiten an der Endstelle Hindemithstrale zu schaffen regen wir an der Planumgrifil auf Héhe
des Spielplatzes Brahmsweg zu erweitemn und die ehemalige Busbucht in gerade Flucht bis zur Einmiindung Brahmsweg rick zu verlingem um Pausenpositionen fir
den OPNV zu schaffen. Zum Themenkomplex haben bereits mehrere Gesprache mit dem Stadtplanungsamt Verkehrspianung stattgefunden.

O Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtischen Fachimtern auszufiillen!)

O Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Mainz, den 29.11.2022 MVG

......... e aersassaas wraen seeaan srpreasseen

Ort, Datum Dienststelle Unterschirift, Dienstbezeichnung




TOB 11

24.04.2023

Beschlussvorlage fiir die Ortsbeiratssitzung am 27. April 2023
Nicht 6ffentlicher Teil

TOP 9.1 Stellungnahme des Ortsbeirates zum Bauleitplanverfahren
»Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4) — Beteiligung der Trager offentlicher
Belange

Der Ortsbeirat Lerchenberg hat — vertreten durch die Fraktionssprecher:in und die
Ortsvorsteherin — bei der frihzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplanentwurf
,=Einkaufszentrum Lerchenberg“ (Le4) ausdrucklich die Rahmenplanung als weiteren
Schritt zur Attraktivierung des Einkaufszentrums begrtfdt. Die damalige
Stellungnahme hat sich insbesondere mit der Verkehrsflihrung kritisch

auseinandergesetzt.

Als Stellungnahme des Ortsbeirates im Zuge der Beteiligung der Trager 6ffentlicher
Belange zum Bauleitplanverfahren ,Einkaufszentrum Lerchenberg (Le4) ist

Folgendes anzumerken:

- Brunnenbereich: Der Brunnenplatz hat einen unschatzbaren Freizeitwert
gerade fur Familien mit Kindern aus dem Umfeld, die Uber keinen eigenen
Garten verfligen. Der Brunnenplatz soll weder in seiner GroBe noch im
Anteil an Grin/an Baumen geschmalert werden — entsprechend ist die
Planung Le 4 zu gestalten. Durch den erlaubten vielgeschossigen Baukorper
am jetzigen Hotelstandort soll es nicht zu einer volligen Beschattung kommen.
Auf die Abstandsflachen am angrenzenden Brunnenplatz kann nicht verzichtet
werden. Wir begrtfRen, dass entgegen der Vorplanung jetzt nordlich am

Brunnenplatz eine 6ffentliche Grinflache eingeplant ist.

- Auch durch die Aufstockung im Innenbereich des Einkaufszentrums soll es

nicht zu einer vélligen Beschattung ohne direktes Sonnenlicht kommen.

- Der Regelung, dass die Errichtung von Mullsammelstandorten nur innerhalb

von Gebauden zulassig ist, verstehen wir so, dass die Mullbehalter
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~eingehaust” sein mussen, so dass die Fassadenansicht attraktiv und nicht
von Mdullbehalter-Ansichten gepragt ist. Dies muss im Bebauungsplanentwurf

aufgenommen werden.

Wir weisen darauf hin, dass die Regelung zur Beleuchtung aul3erhalb von
Gebauden schon derzeit einen Austausch der in 6ffentlicher Verantwortung

liegenden Beleuchtung im FuRgangerbereich des Einkaufszentrums erfordert.

Durch die Einrichtung einer verkehrsberuhigten Zone in der Hindemithstralle
und den Zweirichtungsverkehr auf der stdlichen HindemithstralRe entfallen
eine hohe Anzahl von Parkplatzen, fir die ein Ersatz gesucht werden muss.
Erreicht werden muss, dass die durch die Krahenpopulation nicht nutzbaren

Parkplatze (ggf. durch Errichtung eines Carports) nutzbar werden.

Darauf hingewiesen wird, dass kein Verkehrskonzept vorliegt, das die
geplante Tiefgarageneinfahrt Uber die Regerstralle und das geplante
Wohngebiet Le 3 berucksichtigt sowie auf den Busverkehr und die sichere

Zuganglichkeit zum Spielplatz bei geanderter Verkehrsfihrung eingeht.

Zwecks zukunftiger ErschlieBung des Plangebietes wird in der
Hindemithstral3e ein ,,Verkehrsberuhigter Bereich“ festgesetzt. Es wird sich
zeigen, ob dieser Teil der Stral3e nur von sehr geringem Verkehr frequentiert
wird und Uber eine Uberwiegende Aufenthaltsfunktion verfugt (Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zur Stralenverkehrsordnung vom 26.01.2001i.d. F. v.
8.11.2001, BAnz AT 15.11.2021 B1, Zeichen 325.1 u. 325.2).



AW: "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)" - Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 2 BauGB

PP Mainz, SB 15, Poststelle an 'Lea.Lener@stadt.mainz.de' 30.11.2022 15:26
Von "PP Mainz, SB 15, Poststelle" <Beratungszentrum.mainz@polizei.rlp.de>
An "'Lea.Lener@stadt.mainz.de' <Lea.Lener@stadt.mainz.de>

Sehr geehrte Frau Lener,

im Anhang Ubersende ich lhnen die Stellungnahme des Polizeiprasidium Mainz,
Sachbereich 15, hinsichtlich des ,Einkaufszentrum Lerchenberg®.

FUr Ruckfragen stehe ich zur Verfugung und verbleibe

mit freundlichen GrifRRen

Simon Triller

POLIZEIPRASIDIUM MAINZ
Sachbereich 15, Zentrale Pravention

Telefon: 06131 65-3385

Telefax: 06131 65-3389
Simon.Triller@polizei.rlp.de
Beratungszentrum.Mainz@polizei.rlp.de

Von: Lea.Lener@stadt.mainz.de <Lea.Lener@stadt.mainz.de>

Gesendet: Mittwoch, 26. Oktober 2022 15:30

Betreff: "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)" - Beteiligung der Trager offentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 2 BauGB

[DIESE EMAIL STAMMT VON EINEM EXTERNEN ABSENDER. BITTE BEACHTEN SIE DIES VOR
DEM OFFNEN VON INTERNET-LINKS ODER DATEIANHANGEN.]

Bauleitplanung - Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2
BauGB, Beteiligung des Ortsbeirates gemaR § 75 GemO sowie
landesplanerische Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehorde

Anderung Nr. 53 des Flachennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des
Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 20 02- A 53
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Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 26 — Ler 4

Sehr geehrte Damen und Herren,

gem. § 4 Abs. 2 BauGB informieren wir Sie tber die Aufstellung der o. g.
Bauleitplane im Sinne des § 1, § 4 und § 9 BauGB und bitten Sie um Stellungnahme
fur den Ihnen obliegenden Aufgabenbereich, soweit diese flr die stadtebauliche
Entwicklung und Ordnung des Plangebietes bedeutsam ist.

Ihre Stellungnahme soll Hilfe bei der Gestaltung des Inhaltes der Bauleitplanung und
fur die gerechte Abwagung der berthrten 6ffentlichen und privaten Belange geben.
Bitte verwenden Sie nach Mdglichkeit das im Internet eingestellte Formblatt.

Um die mit den Anhorverfahren verbundenen Materialkosten zu senken, sind die
Unterlagen ab dem 27.10.2022 im Internet einsehbar.

Mit folgenden Schritten gelangen Sie zu den Unterlagen:

1. https://www.mainz.de/stadtplanungsamtaufrufen,

2. Rubrik "Behordenbeteiligung" auswahlen,

3. Link zu o. g. Bauleitplanverfahren anklicken,

4, Folgende Zugangsdaten eingeben:

Name:

Passwort:

5. Das Kartenfenster 6ffnet sich mit Darstellung des Plangebietes. Sodann erst

auf den Info-Button Elund dann auf das Plangebiet klicken. Es &ffnet sich ein
Fenster mit den erforderlichen pdf-Dateien.

6. Auf den Link zur jeweiligen pdf-Datei klicken und erneut die Zugangsdaten
eingeben.

Wir méchten ausdricklich darauf hinweisen, dass die Zugangsdaten (Name und
Passwort) ausschlieflich fur Ihre Behorde / Dienststelle bestimmt sind und eine
Weitergabe an Dritte nicht gestattet ist.

Falls erforderlich, kbnnen von lhnen Eintragungen (z. B. Ver- und
Entsorgungsleitungen, spezielle Festsetzungsvorschlage, Hinweise, etc.) nach
entsprechendem Ausdruck (evtl. nur als Ausschnitt) handschriftlich vorgenommen
werden. Die pdf-Dateien sind nicht mit einem Schreibschutz versehen, so dass Sie
Ihren Beitrag auch in digitaler Form einfugen konnen.

Sollten Sie die Planunterlagen wie bisher in "Papierform" winschen, so lassen Sie



uns dieses bitte schnellstmdglich, spatestens bis zum 07.11.2022 wissen. Die
Unterlagen werden Ihnen dann umgehend zugesandt. Eine Fristverlangerung ist
dadurch nicht moglich. Fur lhre diesbezugliche Unterstitzung bedanken wir uns im
Voraus.

Die stadtischen Fachamter werden gebeten, samtliche Kosten und Folgekosten, die
aus dem Bauleitplanverfahren entstehen so detailliert wie moglich anzugeben.
Hierbei sollte nach umlagefahigen und nicht umlagefahigen Kosten unterschieden
werden. Orientierung bietet hier die Checkliste ,Kosten fur Baulandproduktion®, die
am 17.01.2006 im Wirtschaftsausschuss beraten wurde.

Des Weiteren werden die stadtischen Fachamtern gebeten, die vom Stadtrat am
29.04.2009 beschlossenen Vorgaben zur Familienfreundlichkeit zu beachten.

Ihre fachliche Stellungnahme erwarten wir bis spatestens 30.11.2022. Wir gehen
davon aus, dass lhre Belange nicht berthrt werden, wenn Sie sich innerhalb der
Frist nicht aulzern.

Die vorliegende Planung befindet sich noch im Verfahren und ist noch nicht
rechtsverbindlich bzw. wirksam; sie darf weder an Dritte weitergegeben noch der
Offentlichkeit zuganglich gemacht werden.

Gem. § 3 Abs. 2 BauGB werden Sie uber die 6ff. Auslegung des o. g. Projektes im
weiteren Verfahren benachrichtigt.

Bereits jetzt weisen wir Sie auf die Verpflichtung der Behérden gemall § 4 Abs. 3
BauGB hin. Danach ist nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens die Stadt Mainz,
hier das Stadtplanungsamt, zu unterrichten, sofern nach den lhnen vorliegenden
Erkenntnissen die Durchfuhrung des Bauleitplanes erhebliche, insbesondere
unvorhergesehene, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Mit freundlichen GrufRen

i.A. Lea Lener

% Landeshauptstadt
Mainz

Landeshauptstadt Mainz
Stadtplanungsamt
Abteilung Stadtplanung
Lea Lener

SG Verbindliche Bauleitplanung/ AuRenbezirke
Postfach 38 20

55028 Mainz

Zitadelle Bau A

Tel 06131 -122371
Fax 0 61 31 -12 2671
www.mainz.de




Information zur Verwendung Threr Daten: www.mainz.de/dsgvo

Stellungnahme Einkaufszentrum Lerchenberg.pdf Riickantwort ausgefiillt.pdf




POLIZEIPRASIDIUM MAINZ

ELEKTRONISCHER BRIEF

E-Mail: Lea.Lener@stadt.mainz.de Valenciaplatz 2
55118 Mainz
Telefon 06131 65-0
Telefax 06131 65-3131
ppmainz@polizei.rlp.de

30.11.2022

Mein Aktenzeichen lhr Schreiben vom Ansprechpartner/-in / E-Mail Telefon / Fax
SB15-21022 26.10.2022 Triller, PHK 06131 65-3380
Bitte immer angeben! 06131 65-3389

Betreff: Anderung Nr. 53 des Flichennutzungsplanes vom 24.05.2000 im
Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg
(Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 20 02- A 53

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"
Aktenzeichen.: 61 26 — Ler 4

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Lener,

im Rahmen der Beteiligung von Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange
nach § 4 BauGB Ubersende ich |hnen die Stellungnahme hinsichtlich der Belange

stadtebaulicher Kriminalpravention.

1. Art der baulichen Nutzung / Allgemeines

Ausweislich der schriftlichen Begrindung soll das Einkaufszentrum ,Lerchenberg’
erweitert und aufgewertet werden, um unter anderem den aktuellen Anforderungen an
einen attraktiven und wirtschaftlich tragfahigen Einzelhandel Rechnung zu tragen. Dies

durfte mit einer grundlegenden Sanierung der Gebaude verbunden sein.
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Neben Geschaften des Einzelhandels sollen Gebaudeflachen in den oberen
Geschossen auch fur Wohnzwecke und Dienstleistungen zur Verfigung gestellt

werden.

Grundsatzlich sollte auf die Bautypen — bzw. WohnungsgroRenmischung geachtet
werden, da somit auch groRe Wohnungen fur Familien und nicht nur Kleinwohnungen
fur Einzelpersonenhaushalte mit zusatzlichem Stellplatzbedarf entstehen konnen. Der
erhohte Stellplatzbedarf bei vielen Kleinwohnungen kdnnte sich negativim Rahmen der
zur Verfugung stehenden Parkflachen niederschlagen. Auch etwaige Stellplatze bzw.
Parkmoglichkeiten flr Besucher sollten vorgehalten werden. Ein Unterangebot an Kfz
— Stellplatzen konnte zu rechtswidrigem Parken und somit zu einer Erhéhung von

Unfallrisiken fuhren.

Weitere detailliertere Angaben zu der Nutzung und baulichen Ausgestaltung des Areals
(Lage des Abfallsammelplatzes, Angaben zu Bepflanzung und Beleuchtung, etc.)

konnten den vorliegenden Unterlagen nicht enthommen werden.

2. Wohnumfeld
2.1 Grun -, Frei - und uiberbaubare Flachen

Detaillierte Einzelheiten hinsichtlich der Gestaltung der Grin -, Frei —und Uberbaubaren
Flachen sind - mit Ausnahme der mdglichen negativen Auswirkungen auf die lokale

Entomofauna - den vorliegenden Unterlagen nicht zu entnehmen.

Grundsatzlich sollte eine gute und ausreichende Beleuchtung installiert und fur eine
gute Uberschaubarkeit des o6ffentlich begehbaren Raumes gesorgt werden. Hierbei
sollte ein ausreichender Pflanzabstand zu Wegen, Beleuchtung und Gebauden
berlcksichtigt werden, da eine ausreichende Beleuchtung das subjektive
Sicherheitsempfinden erhdht und eine fruhzeitige Erkennung von Gefahrensituationen

ermdglicht. Aufgrund dessen sollten auf dem gesamten Areal keine dunklen Ecken
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entstehen. Fur eine ausreichende Beleuchtung, die eine Gesichtserkennung bei
Dunkelheit aus ca. 4 - 5 Metern ermaoglicht, sollte gesorgt werden.

Die Beleuchtung soll mit der Bepflanzung korrespondieren. Es wird daher empfohlen
einen ausreichenden Pflanzabstand einzuhalten, so dass durch eine zu enge
Bepflanzung oder fortgeschrittene Vegetation der Lichtkegel der Beleuchtung nicht
eingeschrankt wird sondern eine ausreichende Ausleuchtung der Umgebung

gewahrleistet ist.

Bezuglich der konkreten Bepflanzung sind den vorliegenden Unterlagen keine

konkreten Informationen zu entnehmen.

Es sollte jedoch darauf geachtet werden, dass Baum-, Pflanz- oder Heckenbestande
die Einsehbarkeit vor allem des StralRenraumes sowie der Geschafts- und
Wohneingange, aber auch der sonstigen GebaudeaulRenwande nicht beeintrachtigt.
Sofern Sichtbehinderungen durch Pflanzen entstehen, ware eine soziale Kontrolle
erschwert bzw. gar verhindert. Sichtbehinderungen kénnen einen ,Sichtschutz® fur
modgliche Straftaterinnen und Straftater darstellen, um Straftaten wie z. B.

Sachbeschadigung an Gebauden / Fahrzeugen oder Einbruchsdiebstahle zu begehen.

Nach kriminalpraventiven Gesichtspunkten sollten daher Hecken und Blsche eine
Hohe von ca. 80 cm nicht Uberschreiten. Innerhalb des Innenbereichs des
Einkaufszentrums sowie der Freiflachen um die Wohn- und Geschaftsgebaude herum
sollten Baume mindestens eine Stammlange von 2 m aufweisen. Dies ermoglicht eine
bessere Erkennung/ldentifikation von Personen, wodurch ein hoheres subjektives
Sicherheitsgefuhl erzielt wird und potenzielle Storer/Straftater aufgrund des erhdhten
Entdeckungsrisikos bei ihren Tatausflhrungen gestort oder gar gehindert werden
konnen. Daher sollte grundsatzlich auf eine akzentuierte Bepflanzung hingewirkt
werden, welche in Augenhdhe ausreichende Sichtbeziehungen zulasst und

ausreichenden Abstand zu den Gebauden hat.
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2.2 Anordnung der Wohngebaude / Gewerbeflachen

Die Baukorper sind in einer Art Ringstruktur geplant. Die Haupteingange bzw. die
geoffneten Fassaden sind auf den innenliegenden FulRbereich (Haupteingange Wohn-

und Geschaftsgebauden) des Einkaufszentrums gelegen.

Grundsatzlich kann die Anordnungen der Baukorper in Verbindung mit einer
ausreichenden Beleuchtung sowie reduzierten Bepflanzung als positiv betrachtet
werden, da mehrere Sichtbeziehungen zwischen den unterschiedlichen Baukorpern vor
allem im innenliegenden Fulibereich moglich sind und somit das Entdeckungsrisiko fur

potentielle Straftater steigt.

Da jedoch die nach auf’en gerichteten Fassaden wie Ruckseiten wirken und keine
direkte Bebauung angrenzt, konnten sich potentielle Straftater stellenweise unbemerkt
im ruckwartigen Bereich aufhalten und zum Beispiel eventuell vorhandene
Gebaudeodffnungen manipulieren bzw. Sachbeschadigungen an den Fassaden und
abgestellten Pkw begehen. Daher sollte dieser Bereich entsprechend beleuchtet sein.
Beleuchtungskorper sollten in einer manipulationssicheren Hohe (ab ca. 3m) und in

vandalismusresistenter Bauweise installiert werden.

Je nach Erreichbarkeit der Flachdacher, konnten vorhandene Dachluken / Lichtkuppeln
ebenfalls einen Schwachpunkt darstellen, vor Allem wenn diese in Wohnraume oder
Praxen fuhren, da ein unberechtigter Einstieg in die darunterliegenden Raumlichkeiten
moglich ware. Nahere Ausfuhrungen sind dem Unterpunkt 3.5 Fenster und Turen zu
entnehmen.

Inwiefern Steighilfen baulicher Art (Feuerleiter, Regenabflussrohre, etc.) vorhanden
sind, welche das Erreichen der hoheren Stockwerke zuséatzlich erleichtern, ist den

vorliegenden Unterlagen nicht zu entnehmen.

Um jedoch Einbruche, vor allem in den hoher gelegenen Etagen zu verhindern, wird
empfohlen, keine Balkone bzw. sonstige Standflachen wie zum Beispiel

Mauervorspringe, Rankhilfen und Dacher in dem Bereich von Fenstern, Fenstertlren
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und Tdren zu integrieren und auf die Positionierung von moglichen Feuerleitern und

Regenabflussrohren zu achten.

2.3 Abfallsammelplatz

Die Mullsammelstandorte sind aus gestalterischen Grunden nur innerhalb der Gebaude
zuldssig. Grundsatzlich durfte dieser Aspekt aus kriminalistischen Gesichtspunkten
positivanzusehen sein, da bei konsequentem VerschlieRen der Millsammelstandorte
die Mullcontainer nicht durch unberechtigte zum Beispiel als Steighilfe genutzt werden

konnen.

Inwiefern es durch die innenliegende Positionierung der Millsammelbehaltnisse zu
einer stérenden Geruchsbildung kommen kann, kann von hiesiger Seite nicht
abgeschatzt werden. Sofern es zu Geruchbelastungen kommen kann, bestinde die
Gefahr, dass die zum Innenraum fuhrenden Gebaudedffnungen nicht mehr vollstandig
geschlossen werden, um hierdurch eine ,Entliftung“ zu generieren. Ob es einen
weiteren Zugang vom (Treppen-) Haus zu den Maillsammelstandorten gibt, ist
unbekannt. Sollte es zu einer durch die Anwohner generierten ,Entluftung® kommen,
bestinde eventuell die Gefahr, dass Personen von Auferhalb trotz geschlossener
Haupteingangstliren ungehinderten Zugang zum Treppenhaus erlangen. Dies sollte im
Rahmen der weiteren Planung bericksichtigt werden. Denkbar waren hier
abgeschlossene und nur mittels berechtigtem Schlissel zu 6ffnende
Mullsammelstandort ohne direkte Verbindungen zum Wohn- und Geschaftshaus. Die
Gefahr von Miulltonnenbranden ist nicht ganz auszuschlieBen. Es sollten daher
entsprechende Vorkehrungen getroffen werden bzw. dieser Aspekt Berlcksichtigung in

der weiteren Planung finden. Brandschutzrechtliche Bestimmungen sind einzuhalten.
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3. Ausgestaltung des Gebaudeinneren

3.1 Eingangsbereich

Den vorliegenden Unterlagen sind keine detaillierten Hinweise auf die bauliche
Ausgestaltung der Baukorper zu entnehmen. Daher erfolgen an hiesiger Stelle

grundsatzliche, nicht abschlieRend aufgefuhrte Empfehlungen.

Die Eingangsturen sollten aus Klarglas bestehen, da schlecht Uberschaubare und
dunkle Eingangsbereiche mit toten Winkeln, nicht einsehbaren Ecken sowie
Warteraume vor Fahrstuhlen und Treppenauf — und Treppenabgangen die Bewohner
unsicher machen. Gleichzeitig wird das Entdeckungsrisiko fur potenzielle Tater
geringer.

Weiterhin sollten Saulen und Verwinkelungen im Eingangsbereich vermieden werden.
Sofern Nischen und Ecken wegen der baulichen Gestaltung unvermeidbar sind, sollten

sie transparent gestaltet werden.

Die Innenbeleuchtung des Flures sollte im Eingangsbereich schaltbar sein. Bei dunklen
Eingangshallen ist eine Dauerbeleuchtung empfehlenswert. Auch eine Notbeleuchtung
zur Nachtzeit kann sinnvoll sein. Die Aulienbeleuchtung sollte sich ab einem
bestimmten Helligkeitswert in der Abenddammerung automatisch einschalten.
Unabhangig hiervon waren jedoch zusatzliche Schaltmoéglichkeiten fur die
AulRenbeleuchtung an mehreren Orten im Eingangsbereich ratsam.

Die Lichtschalter sollten gut beleuchtet sein. Ausreichend lange Zeitintervalle des

Flurlichts sollten eingeplant werden.

Hinsichtlich der Beleuchtungskorper wird eine Verwendung von vandalismusresistenten
Materialien empfohlen. Leuchtkérper (mit Bewegungsmeldern) sollten in einer
manipulationssicheren Hohe (ca. 3m) angebracht werden.

Die Zugange zu Fahrstihlen, Treppenhausern, Keller — und Nebengebauden sollten
ubersichtlich gestaltet werden. Die Installierung einer SchlieRanlage sollte bei

Mehrparteienhausern bzw. Gewerberaumen (z. B. Praxen) eingeplant werden.
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Mit einer SchlieRanlage (modglichst mit Einbau von selbstverriegelnden Schldssern)
durfte eine ausreichende Zutrittskontrolle gewahrleistet sein.

Die Haupteingangsturen sowie die Wohnungsabschlusstiren sollten mindestens den
Anforderungen der DIN EN 1627, ab der Widerstandsklasse bzw. Resistance Class 2,
entsprechen. Bei Verwendung von Glaseinsatzen in den Turen bei gleichzeitiger
Nutzung eines selbstverriegelnden Schlosses oder einer Tir in Flucht- und
Rettungswegen sollte der Nationale Anhang 10 (NA 10) der DIN EN 1627
Berucksichtigung finden (Schutz vor Manipulation des Innenturdrickers zur
Verhinderung der schnellen/unberechtigten Turoffnung)

Oftmals klingeln sich Tater in Mehrparteienhauser ein und geben zum Beispiel vor, von
einem Postzustelldienst zu sein. Erstmal im Treppenhaus angekommen, konnten
potentielle Tater Vandalismus oder gar Einbriche begehen. Daher sollten die
Briefkasten bzw. die Briefkastenanlage von auf’en zu beschicken und von innen zu

entleeren sein, da dies einen unnoétigen Zutritt durch Unberechtigte ins Haus vermeidet.

Um weiteren unberechtigten Personen den Zugang in das Haus zu erschweren, wird
die |Installierung einer Gegensprechanlage mit Videouberwachung empfohlen.
Hierdurch wird vor allem in den Wohn- und Geschaftsraumen der oberen Geschosse

eine zusatzliche Kontrolle des Zugangs ermoglicht.

Flure sollten kurz, ausreichend breit und Uberschaubar sein, um einer eintdnigen
Gestaltung, die zudem die Anonymitat in einem Gebaude férdert, zu begegnen. Lange
Flure kdonnten zum Beispiel durch Zwischenturen verkurzt werden, um eine besser
informelle Sozialkontrolle zu erreichen.

In den verklrzten Flurbereichen konnen Bewohner Nichtberechtigte eindeutiger
erkennen. Deutlich angebrachte Namensschilder an den Zwischenturen vermeiden ein

unnotiges Betreten dieser Bereiche.

Die Flure sollten nach Mdglichkeit Tageslichteinfall haben und hell gestrichen sein.
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3.2 Keller

Kellerraume sollten nicht verwinkelt und zu schmal angelegt sein. Oft verbreitetet
Kellerverschlage aus Holz, Gittermatten oder Metallblechen sind erfahrungsgemaf mit
einfachen Vorhangeschlossern verschlossen und lassen zwischen der Lattung

bzw. den Metallverstrebungen einen Blick in das Innere der Parzellen und somit auf
madglicherweise zu erstrebende Giter zu.

Daher werden massiv gemauerte Kellerparzellen mit einer massiven Abschlusstir
(bestenfalls gem. DIN EN 1627, ab WK/ RC 2) empfohlen. Somit kdnnen potentielle
Tater die Parzellen nicht nach moglichem Diebesgut einsehen. Zudem bieten massive
Tlren grundsatzlich einen héheren mechanischen Widerstand vor Aufbrtichen.

Die Kellerzugangsturen sollten mit gem. DIN 18251 gepruft und zertifizierten
Turschléssern ausgestattet sein bzw. grundsatzlich der DIN EN 1627, ab der WK/ RC
2, entsprechen. Sofern aus brandschutzrechtlichen Griinden zulassig, ware es ratsam,
die Kellerzugangstiren mit einem ObertirschlieRer zu versehen und zum Treppenhaus
hin mit einem Tdrknauf auszustatten. Das Turschloss sollte selbstverriegelnd sein und
uber die sogenannte Panikfunktion verfugen. Somit ist der Zutritt zu den Kellerraumen
nur durch SchlUsseltrager mdglich und im Brandfalle ware eine Flucht aus den

Kellerraumen maoglich.

Auf eine automatisch ausschaltende Lichtanlage sollte im Kellerbereich verzichtet
werden. Eine ausreichende Anzahl an gut beleuchteten Lichtschaltern sollte eingeplant

werden.

3.3 Gemeinschaftraume
Sofern Gemeinschaftraume eingeplant werden, sollten darin befindliche teure bzw.
hochwertige Einrichtungsgegenstande gegen unbefugte Benutzung gesichert sein. Bei

der Beleuchtung sollte auf vandalismusresistente Materialien geachtet werden.

3.4 Fahrstuhle

8/13



{5 | RucinlandDE

POLIZEIPRASIDIUM MAINZ

Den vorliegenden Unterlagen konnen keine Details zu der baulichen Ausgestaltung der
Wohn- und Geschéaftsbebauung entnommen werden. Sofern Fahrstihle installiert
werden, sollte auf eine geeignete Gestaltung der Fahrstiihle Rlcksicht genommen
werden. Insbesondere Ganzglaskonstruktionen, welche von allen/mehreren Seiten
einsehbar sind, werden grundsatzlich empfohlen.

Bezuglich des Verzichts von Nischen und Ecken in den Fluren vor den Aufzigen wird
auf die bereits getatigten Ausfuhrungen im Rahmen der Empfehlungen fir den

Eingangsbereich verwiesen.

Der Fahrstuhl sollte im Inneren mit vandalismusresistenten Beleuchtungskdrpern
ausgestattet und mit mustergewalzten Edelstahlblechen ausgekleidet sein. Zudem
sollte eine Bedienungstafel aus Nirosta-Stahl mit vandalismusresistenten

Bedienungskndpfen eingebaut werden.

3.5 Turen und Fenster:
Erganzend zu den unter Punkt 3.1 genannten Ausfuhrungen sollten zum Zwecke des
Einbruchschutzes direkt erreichbare Fenster, Fenstertiren, Haus- und
Wohnungsabschlusstiren sowie Garagentore innerhalb von 3,5m Metern tUber dem
Boden bzw. einer festen Standflache (zum Beispiel Vordach, Balkon, Markise, ...) den
Anforderungen der DIN EN 1627, ab der Widerstandsklasse (WK / RC) 2 bzw. bei
Garagentoren der DIN/TS 18194 entsprechen. Kellerfenster oder Kellerschachte sollten
ebenfalls den Anforderungen der DIN EN 1627, ab der Widerstandsklasse (WK /RC) 2
entsprechen. Sofern keine sonstigen Steighilfen vorhanden sind und eine direkte
Einwirkung auf die Verglasung (nur erschwert) moglich sein, so kdénnen
Fensterelemente der Widerstandsklassen 1 bzw. 2N zum Tragen kommen. Das

Sicherheitskonzept sollte die Wahl der entsprechenden Elemente berlcksichtigen.

3.6 Balkone, Terrassen und Fassaden

Hinsichtlich des vorhandenen Baumbestandes geht aus den Unterlagen nicht hervor,

dass bezuglicher der Hochbauten ein gewisser Pflanzabstand einzuhalten ist. Weitere
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Details hinsichtlich der spateren Bepflanzung gehen aus den vorliegenden Unterlagen
nicht hervor.

Eine Vielzahl an Einbrichen findet Gber rickwartig gelegene Fenster oder Fenstertiiren
statt. Oftmals werden Terrassenturen als Einstiegspunkt in Hauser und Wohnungen
gewahlt. Doch nicht nur Erdgeschosswohnungen werden von Einbrechern
angegangen. Tater begeben sich stellenweise Uber Steighilfen (Baume, Regenrinne,
etc.) auch auf Balkone in den oberen Etagen.

Aus kriminalpraventiver Sicht wird daher empfohlen, keine Baume in der Nahe von
Balkonen zu pflanzen und die (Regen - ) Abwasserrohre entfernt von den Balkonen
entlang zu fihren bzw. diese unter Putz zu verlegen, damit diese nicht als Steighilfe fur

potentielle Einbrecher dienen kdnnen.

Ebenso sollte vor Terrassen auf hohe Hecken, die einem potentiellen Einbrecher
Sichtschutz bieten wirden, verzichtet werden.

Entsprechend der polizeilichen Erfahrungen kommt es bei Einbriichen sehr selten zu
einer kompletten Ausglasung der Fensterelemente. Daher sollten nach Madglichkeit

feststehende Fassadenelemente eingebaut werden.

4. Ruhender Verkehr
4.1 Parkflachen

Den vorliegenden Unterlagen ist zu entnehmen, dass ausschliel3lich Uberirdische
Parkplatze vorgehalten werden. Aus kriminalpraventiven Gesichtspunkten wird
empfohlen, die Stellplatze in Quer - / Schragaufstellung einzuplanen. Zwar bendtigt
diese Form der Stellplatze etwas mehr Strallenraum bzw. Freiflache, jedoch sind die
genannten Formen sogenannten Langsparkplatzen vorzuziehen, da sie einerseits mehr
Parkmoglichkeiten schaffen, andererseits aber auch das Entdeckungsrisiko bei einem
Kraftfahrzeug- oder Sachbeschadigungsdelikt erhdhen. Schliel3lich musste ein

potentieller Tater um die Kraftfahrzeuge herum — bzw. zwischen ihnen hindurchgehen,
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um zum Beispiel einen Einblick in die Fahrgastzelle nach mdglichem Diebesgut zu
erhalten. Dieses Verhalten dirfte jedoch sehr auffallig sein und manchen Tatentschluss

reduzieren.

4.2 Fahrradabstellplatze

Den vorliegenden Planungsunterlagen sind keine Angaben zu maoglichen
Fahrradabstellplatzen zu entnehmen. Die Einbeziehung solcher Stellplatze wird jedoch

empfohlen.

Fahrradabstellplatze sollten mit der Mdglichkeit zum Anschlie3en des Fahrradrahmens
ausgestaltet sein. AbschlieBbare ,Fahrradkafige® fir Anwohner wirden einen

ungehinderten Zugang zu den abgestellten Fahrradern erschweren.

Hinsichtlich der Ausgestaltung von Fahrradabstellplatzen wird zudem auf die DIN 79008
sowie die technische Richtlinie TR6102-0911 des ADFC hingewiesen.

5. Infrastruktur

Inwiefern in dem konkreten Bereich des Einkaufszentrums Schank- und
Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes zulassig sind, ist hier
nicht bekannt. Aus kriminalpraventiven Gesichtspunkten ist eine Ansiedlung
entsprechender Betriebe grundsatzlich positiv einzustufen, da die Zulassung von
Schank- und Speisewirtschaften eine Steigerung der Sozialkontrolle durch Belebung
des offentlichen Raums ermdglicht. Die gewohnlich tber die Blrozeiten hinweg sowie
an den Wochenenden geoffneten Einrichtungen fiihren zu einer tageszeitlichen und
wochentagubergreifenden Nutzung des Bereiches. Dieses hilft Tatgelegenheiten zu

vermeiden und entfaltet somit kriminalitdtshemmende Wirkung.

6. Hinweis
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6.1 Kriminalpolizeiliche Beratung

Damit einbruchhemmende Malnahmen bereits bei der Planung von Gebauden
rechtzeitig einbezogen werden koénnen, mussen Architekten/innen und
Bauherren/innen umfassend und frihzeitig Gber MalRnahmen des Einbruchschutzes
sowie Fordermdglichkeiten informiert werden. Durch einen textlichen Hinweis im
Bebauungsplan sollte auf die kostenfreie Beratung durch die polizeilichen
Beratungsstellen (auch bereits im Planungsstadium) hingewiesen werden, da
erfahrungsgemal zum Beispiel die Nachrustung von Tlren und Fensterelementen in

Summe teurer ist als bei von Werk aus einbruchhemmenden Elementen.

Textvorschlag:

Wohngebaude und Garagen sowie Gewerbeobjekte sollen zum wirksamen Schutz vor
Einbrichen an samtlichen Zugangsmdglichkeiten mit gepriften und zertifizierten
einbruchhemmenden Turen, Fenstern, Toren und Verschlusssystemen entsprechend den
einschlagigen Empfehlungen der kriminalpolizeilichen Beratungsstellen ausgestattet werden.
Die Beratung ist kostenfrei.

Weitere Informationen erhalten Sie unter:

Polizeiprasidium Mainz
Zentrale Pravention
Valenciaplatz 2 — 4
55118 Mainz
Tel.: 06131/653390
E-Mail: beratungszentrum.mainz@polizei.rip.de

6.2 ,Einbruchschutz“ im stadtebaulichen Vertrag

Das Thema ,Einbruchschutz” ist bereits seit langerer Zeit bei vielen Bauherren und

Immobilienbesitzern ein wichtiges Kriterium im Rahmen des Erwerbs von Immobilien.
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Jedoch wird auch bei aktuellen Neubauten der Thematik ,Einbruchschutz® nicht

vollends Rechnung getragen.

Oftmals verlassen sich die Bauherren auf die Aussagen der Bautrager oder Fachfirmen.
Da sich deren Aussagen in puncto Sicherheit nicht immer mit den kriminalpolizeilichen
Empfehlungen Uberschneiden, ware es zu begruf’en, den stadtebaulichen Vertrag um
den Unterpunkt ,Einbruchschutz” zu erganzen und bei Neubauten die Verwendung von
gepruft und zertifizierten einbruchhemmenden Elementen (zum Beispiel Fenster, Turen
und Gitter gemald DIN EN 1627 ab der Widerstandsklasse/Resistance Class 2) zu

bevorzugen.

Im Detail erganzende, kriminalpraventive Empfehlungen koénnen erst nach
entsprechender  weitergehender  Planungsentwicklung/-fortschreibung  getroffen

werden.

Fur Ruackfragen steht ich Ihnen der Sachbereich 15 ( - Zentrale Pravention - ) des
Polizeiprasidiums Mainz (Tel.: 06131/65 - 3390 oder E-Mail:

beratungszentrum.mainz@polizei.rlp.de) zur Verfligung.

Mit freundlichen GrifRRen

Simon Triller

Polizeihauptkommissar
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Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Triger 6ffentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger 6ffentlicher Belange gemil3 § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
griinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens tiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Lea Lener
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 -122371
Zitadelle Bau A Fax: 06131 -122671
Postfach 38 20 E-Mail: Lea.Lener@stadt.mainz.de
55028 Mainz Aktz.: 6126—Ler4

Verfahren / Planung / Projekt:
FNP-Anderung Nr. 53 im Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang:
spatestens bis 30.11.2022

Erérterungstermin:

Datum: ./
Uhrzeit: ./
Ort: ./

Stellungnahme der Behérde oder des sonstigen Trigers 6ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

Polizeiprasidium Mainz
Valenciaplatz 2 - 4
55118 Mainz

D Keine Stellungnahme erforderlich

I:l Beabsichtigte eigene Planungen und MaB3nahmen, die den o. g. Plan berthren kénnen mit
Angabe des Sachstands:




] Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht iiberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und gef. Rechtsgrundlage:

Siehe Begleitschreiben "Stellungnahme Einkaufszentrum Lerchenberg"”

D Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefdhigen Kosten (nur von stddtischen Fachdmtern auszufiillen!)

] Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Mainz, den 30.11.2022 Polizeiprasidium Mainz Triller, PHK

Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung



{In Archive} Stgn. SGD Ref. 33, BBP Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4), OT Lerchenberg
Sopp, Lisa (SGD Siid) ‘lea.lener@stadt.mainz.de’ 29.11.2022 08:54

"Sopp, Lisa (SGD Sid)" <Lisa.Sopp@sgdsued.rip.de>

"'lea.lener@stadt.mainz.de" <lea.lener@stadt.mainz.de>
Diese Nachricht wird in einem Archiv angezeigt.

Sehr geehrte Frau Lener,

anbei erhalten Sie die Stellungnahme der SGD Sid Regionalstelle
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz zum im Betreff genannten
Bebauungsplan fristgerecht als pdf-Datei im Anhang.

Die Stellungnahme erhalten Sie nicht noch zusatzlich auf postalischem Weg .

Bei Ruckfragen stehe ich lhnen gerne zur Verfigung.

Freundliche Grufie aus Mainz

iLA.

-L_isa Sopp

Kompetenzzentrum Hochwasservorsorge und Hochwasserrisikomanagement (KHH)

Abteilung 3 - Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz
Referat Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz

STRUKTUR- UND GENEHMIGUNGSDIREKTION SUD

Kleine Langgasse 3
55116 Mainz

Telefon 06131 - 2397 154
Telefax 06131 - 2397 155
lisa.sopp@sgdsued.rip.de
www.sgdsued.rlp.de

Die E-Mail-Adresse ist aus technischen Grunden nicht fur den Empfang signierter
E-Mails geeignet.

Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens werden auch personenbezogene Daten
erfasst und gespeichert. Nahere Informationen hierzu und zu den aus der
EU-Datenschutz-Grundverordnung resultierenden Rechten haben wir auf der
Internetseite https://sgdsued.rlp.de/de/datenschutz/ <
https://sgdsued.rlp.de/de/datenschutz/> bereitgestellt.
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ﬁ RheinlandDfalz

STRUKTUR- UND
GENEHMIGUNGSDIREKTION

sUD
Struktur- und Genehmigungsdirektion Siid | Postfach 42 40 | REGIONALSTELLE
55032 Mainz WASSERWIRTSCHAFT,

ABFALLWIRTSCHAFT,
Landeshauptstadt Mainz BODENSCHUTZ
Stadtplanungsamt Kleine Langgasse 3

55116 Mainz
Postfach 38 20 Telefon 06131 2397-0
55028 Mainz Telefax 06131 2397-155

Poststelle.Refe-
rat33@sgdsued.rip.de

Per Mail: lea.lener@stadt.mainz.de www.sgdsued.rip.de
29. November 2022

Mein Aktenzeichen lhr Schreiben vom Ansprechpartner/-in / E-Mail Telefon / Fax

5133- 26.10.2022; Az: 61 26 — Ler 4 Lisa Sopp +49 6131 2397-154

0002#2022/0049-0111 Lisa.Sopp@sgdsued.rip.de

33

Stadt Mainz BBP "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)", OT Lerchenberg
Hier: Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 26.10.2022 baten Sie um Stellungnahme zu dem o. g. Bebauungs-
plan. Ich bitte die nachfolgenden Hinweise und Anregungen fiir das Verfahren zu be-

achten:

1. Allgemeine Wasserwirtschaft - Gewasser/Hochwasserschutz
Oberflachengewasser sind in dem Planungsgebiet nicht bekannt. Daher bestehen
diesbezuglich keine Bedenken. Das Planungsgebiet ist bereits heute schon erschlos-
sen und bebaut.

Gemal nachfolgendem Kartenausschnitt der Starkregengefahrenkarte befinden sich

im Planungsraum jedoch Entstehungsgebiete von zum Teil hoher Abflusskonzentra-

tionen:
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Konto der Landesoberkasse: Besuchszeiten: E_ E
Deutsche Bundesbank, Filiale Ludwigshafen Montag-Donnerstag oL

IBAN: DE79 5450 0000 0054 5015 05 9.00-12.00 Uhr, 14.00-15.30 Uhr

BIC: MARKDEF 1545 Freitag 9.00-12.00 Uhr E

Fir eine formgebundene, rechtsverbindliche, elektronische Kommunikation nutzen Sie bitte die Virtuelle Poststelle
der SGD Sud. Hinweise zu deren Nutzung erhalten Sie unter www.sgdsued.rlp.de
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Bei der Neugestaltung des Gelandes sollte darauf geachtet werden, dass der Abfluss
seltener Starkregenereignisse weiterhin schadlos durch das Gebiet Richtung Rickhal-

tebecken abgeleitet wird.

2. Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung

2.1 Wasserschutzgebiete

Der Planbereich befindet sich nicht in einem bestehenden oder geplanten Trinkwas-

serschutzgebiet.

2.2 Grundwassernutzung

Fur den Planbereich sind hier keine Grundwassernutzungen (Brunnen) bekannt.

2.3 Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstande

Sofern wahrend der Bauphase hohe Grundwasserstande auftreten bzw. durch starke
Niederschlage ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten hervorgerufen
wird, kann eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierfur ist eine wasserrecht-

liche Erlaubnis bei der zustandigen Unteren Wasserbehdrde einzuholen
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2.4 Niederschlagswassernutzung/Brauchwasseranlagen

Sofern die Errichtung von Zisternen flr die Sammlung von Niederschlagswasser zur
Brauchwassernutzung (u.a. fir die Toilettenspllung) geplant werden sollte, sollten die
nachfolgenden Hinweise beachtet werden:
e Es durfen keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden;
e Samtliche Leitungen im Gebaude sind mit der Aufschrift/Hinweisschild ,Kein
Trinkwasser“ zu kennzeichnen.
e Bei der Installation sind die Technischen Regeln, hier insbesondere die DIN
1988 sowie die DIN 1986 und DIN 2001 zu beachten.
e Der Trager der Wasserversorgung sollte Uber solche Planungen informiert wer-
den.
Des Weiteren weise ich darauf hin, dass gemaf TrinkwV eine Anzeigepflicht fir Re-
genwassernutzungsanlagen in Haushalten gegentber dem Gesundheitsamt gegeben

ist.

2.5 Regenerative Energie/Standortauswahlgesetz

Sollte der Einsatz regenerativer Energien vorgesehen werden, hier die Nutzung von
Erdwarme (Geothermie), weise ich darauf hin, dass hierfur ein wasserrechtliches Er-
laubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Wasserbehorde durchgefuhrt werden

muss.

3. Bodenschutz

Fur den Geltungsbereich des Bebauungsplans und dessen unmittelbarer Umgebung

liegen im Bodenschutzkataster verschiedene Eintragungen bodenschutzrelevanter

Flachen vor, die bzgl. der Planung wie folgt bewertet werden.

e 31500 000 — 5197 Altstandort ,,ehem. Chemische Reinigung W. Krag, Mainz,
Regerstr. 19“ innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans.
Der Altstandort wurde 2012 nach orientierender Untersuchung mit Bezug auf die
damalige geplante Folgenutzung Seniorenzentrum Lerchenberg als nicht altlast-

verdachtig eingestuft. Die aktuell vorgesehene Nutzung erfordert keine erneute
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Prufung und Bewertung. Eine nachteilige Auswirkung auf den Geltungsbereich des
Bebauungsplans wird nicht erwartet.

315 00 000 — 3062 Heizoltanks Fernheizwerk Mainz, Regerstr. 13 - nordostlich
aulRerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans - wurde ebenfalls nach ori-
entierender Untersuchung als nicht altlastverdachtig eingestuft. Eine nachteilige
Auswirkung auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans wird nicht erwartet.
315 00 000 - 3020 AGIP-Tankstelle, Mainz, HindemithstraBe 6 sudostlich au-
Rerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans. Zu dieser Betriebsflache
liegt mir ein Schreiben der Stadt Mainz (untere Wasserbehorde) vom 30.09.2004,
Az.: 17 92 77/20 151 vor, wonach Hinweise auf zu besorgende Bodenverunreini-

gungen vorliegen. Naheren Erkenntnisse liegen mir nicht vor.

Ich empfehle, die untere Wasserbehdrde der Stadt Mainz bzgl. der vorgenannten

AGIP-Tankstelle zu beteiligen.

Sollten bei der Stadt Mainz (z.B. bei der unteren Wasserbehoérde) Hinweise auf zu

besorgende schadliche Bodenveranderungen im Geltungsbereich des Bebauungs-

plans oder dessen unmittelbarer Umgebung vorliegen, bitte ich um erneute Beteiligung

unter Vorlage der entsprechenden Unterlagen und Informationen.

Ansonsten bestehen gegen den Bebauungsplan aus bodenschutzrechtlicher Sicht

keine Bedenken.

Mit freundlichen GrilRen

Im Auftrag

gez.

Lisa Sopp

Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens werden auch personenbezogene Daten erfasst und gespei-

chert. Nahere Informationen hierzu und zu den aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung resultieren-

den Rechten haben wir auf der Internetseite htips://sgdsued.rlp.de/de/datenschutz/ bereitgestellt.
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Stellungnahme S01214600, VF und VDG, Stadt Mainz, 61 26 - Ler 4,

Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Koordinationsanfrage Vodafone DE 24.11.2022 15:22
lea.lener@stadt.mainz.de

"Koordinationsanfrage Vodafone DE" <koordinationsanfragen.de@vodafone.com>

"lea.lener@stadt.mainz.de" <lea.lener@stadt.mainz.de>

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH
Zurmaiener Stralle 175 * 54292 Trier

Landeshauptstadt Mainz - Stadtplanungsamt - Abteilung Stadtplanung - Lea Lener
Zitadelle - Bau B
55131 Mainz

Zeichen: Netzplanung, Stellungnahme Nr.: S01214600

E-Mail: mitverlegung.tfr-sw@vodafone.com

Datum: 24.11.2022

Stadt Mainz, 61 26 — Ler 4, Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufszentrum Lerchenberg (Le 4)"

Sehr geehrte Damen und Herren,
wir bedanken uns fur Ihr Schreiben vom 26.10.2022.

Wir teilen Thnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH gegen die
von lhnen geplante Mafinahme keine Einwénde geltend macht.

In Threm Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Bei
objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit
entsprechender Auskunft {iber unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben.

Weiterfithrende Dokumente:
® Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH
o Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland GmbH
® Zeichenerkldrung Vodafone GmbH
® Zeichenerklirung Vodafone Deutschland GmbH

Freundliche Grifie
Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giiltig.
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